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Einleitung. 

Man  kann  die  Ordnung  des  Haushaltes  eines  Staates 
vom  materiellen  und  formellen  Standpunkt  aus  untersuchen. 
In  materieller  Hinsicht  kommen  mehr  finanzwissenschaft- 
lidie  und  finanzpolitische  Fragen  zur  Erörterung.  Es 
handelt  sich  dabei  um  planmäßige  Darstellung  des  allge¬ 
meinen  Finanzbedarfs  des  Staates  in  Ziffern  und  der  Mittel 
zu  seiner  Deckung.  Die  Hauptfrage  dabei  ist  die  Deckungs¬ 
und  Gleichgewichtsfrage. 

Die  formelle  Ordnung  des  Staatshaushalts  stellt  die 
Methode  dar,  durch  welche  man  zur  Durchführung  der 
finanziellen  Aufgaben  gelangt;  es  handelt  sich  vornehmlich 
um  finanztechnische  und  verwaltungsrechtliche  Fragen,  die 
zur  Erörterung  gelangen  sollen.  Bevor  wir  zur  Untersuchung 
des  konkreten  Falles  schreiten,  erscheint  eine  theoretische 
Behandlung  der  Deckungsfrage  nötig,  um  einige  Prinzipien, 
die  die  Wissenschaft  formuliert,  festzustellen.  Die  Praxis 
läßt  sich  nicht  immer  von  den  Grundsätzen  der  Wissen¬ 
schaft  leiten,  und  weil  sie  feste  Normen  in  der  Deckungs¬ 
frage  nicht  befolgt,  ist  die  wahre  Würdigung  der  Gleich¬ 
gewichtsfrage  sehr  schwer. 

Wir  beginnen  mit  der  Feststellung  einiger  Grundsätze 
über  Budget  und  Budgetpolitik  der  europäischen  Staaten. 


I. 


Grundsätze  über  Budget  und  Budgetpolitik. 

Man  behauptet  mit  Recht,  daß  der  Staatshaushalt  das 
Spiegelbild  ist,  nach  welchem  man  die  wirtschaftliche,  soziale, 
kulturelle  und  politische  Lage  eines  Volkes  beurteilen  kann. 

„Nur  die  Ausbildung  dieser  großen  Haushalte  gab  den 
Staaten  die  nötige  Macht  und  den  Schutz  nach  außen,  er¬ 
möglichte  den  Frieden  nach  innen,  erlaubte  die  Ausgestaltung 
des  privatwirtschaftlichen  Lebens  und  seiner  höheren  Formeln. 
Nur  mit  ihnen  erhielt  die  Gesamtheit  die  Kraft,  alle  sozialen 
Kämpfe  immer  wieder  zu  schlichten'“1. 

Der  Staatshaushalt  hängt  von  dem  Gedeihen  der  ganzen 
Wirtschaft  des  Volkes  ab.  Die  Wechselbeziehung  zwischen 
Staatshaushalt  und  Volkswirtschaft  ist  am  deutlichsten  in 
den  Agrarstaaten,  wo  eine  schlechte  Ernte  eine  Störung  des 
Gleichgewichts  und  ein  bedeutendes  Sinken  in  den  ordent¬ 
lichen  Einnahmen  nach  sich  zieht.  In  Staaten,  in  denen 
neben  der  Landwirtschaft  auch  Handel  und  Industrie 
starke  Quellen  der  Volkswirtschaft  sind,  ist  der  Zusammen¬ 
hang  nicht  so  merklich,  weil  die  Quelle  des  Nationalein¬ 
kommens  hier  nicht  nur  die  Landwirtschaft  ist.  Blühende 
Finanzen  sind  im  allgemeinen  ein  Beweis  von  blühender 
wirtschaftlicher  Lage.  Jedoch  kann  diese  Behauptung  nicht 
den  Anspruch  auf  Allgemeingültigkeit  erheben.  Es  gibt  in 
Agrarstaaten  auch  Fälle,  in  denen  Budgets,  die  sich  im 


1.  Schmoller,  Grundriß  der  allg.  Volkswirtschaftslehre,  1.  Teil 
S.  337,  1908. 
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Gleichgewicht  befinden,  nicht  immer  ein  Zeichen  einer 
blühenden  Lage  der  gesamten  Volkswirtschaft  sind.  Das 
hängt  zusammen  mit  der  Gestaltung  und  Organisation  der 
Volkswirtschaft  und  der  Verteilung  des  Nationaleinkommens. 
Ein  konkretes  Beispiel  mag  der  rumänische  Staatshaushalt 
des  Jahres  1907  liefern.  Dieses  Jahr  wurde  mit  dem  größten 
Ueberschuß  geschlossen,  der  jemals  in  der  rumänischen 
Finanzgeschichte  erzielt  wurde,  nämlich  mit  52  920  424,12 
Franken.  Trotzdem  waren  in  demselben  Jahre,  infolge  der 
ungünstigen  Grundbesitzverteilung  und  der  relativen  Ueber- 
völkerung,  an  der  die  rumänische  Volkswirtschaft  leidet,  die 
großen  Bauernaufstände  mit  ihren  unheilvollen  Folgen. 
Letztere  dürfen  indessen  anderseits  auch  nicht  überschätzt 
werden,  wie  es  in  der  Oeffentlichkeit  geschah,  denn  trotz 
dieser  Bewegung  wurden  doch  Fortschritte  in  der  Konsoli¬ 
dierung  der  Volkswirtschaft  des  Staates  gemacht.  Im  all¬ 
gemeinen  gilt  doch  der  Satz,  daß  in  Gleichgewicht  befindliche 
Haushalte  ein  Zeichen  von  Fortschritt  in  der  Gesamtwirt¬ 
schaft  sind,  auch  wenn  sich  zugleich  heftige  Klassengegen¬ 
sätze  und  schlechte  wirtschaftliche  Lage  der  unteren  Schich¬ 
ten  des  Volkes  geltend  machen. 

Allen  europäischen  Staatshaushalten  ist  ferner  das  fort¬ 
dauernde  Wachsen  des  Finanzbedarfs  gemeinsam. 

Die  Durchführung  des  Rechts  und  des  Machtzweckes 
des  Staates  ist  durch  die  kulturelle,  wirtschaftliche  und  tech¬ 
nische  Entwicklung  des  19.  Jahrhunderts  komplizierter  und 
dadurch  schwieriger  geworden.  Der  Staat,  der  die  Willens¬ 
einheit  der  Gesellschaft  bildet,  hat  die  Bedingungen  zu  er¬ 
füllen,  die  das  Leben  des  einzelnen  Individuums  ermöglichen. 
Je  komplizierter  das  Gemeinleben  wird,  desto  komplizierter 
werden  die  Organe  des  Staates,  die  die  Entwicklung  des 
Einzelnen  zu  schützen  bezwecken.  Für  den  modernen  Staat 
ist  es  nicht  mehr  genügend,  in  repressivem  Sinne  die 
störenden  Kräfte  zu  vernichten,  sondern  es  ist  nötig,  den 
Störungen  zuvorzukommen.  Dies  hat  den  ganzen  kompli- 
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zierten  Mechanismus  des  modernen  Staates  ins  Leben  ge¬ 
rufen.  Durch  die  Entwicklung  des  Verkehrs,  der  Kredit- 
und  der  Weltwirtschaft,  vergrößert  sich  auch  die  Zahl  der 
Organe  des  Staates,  die  den  Rechtsstörungen  zuvorkommen 
sollen.  Dazu  gehören  immer  größere  materielle  Mittel,  die 
der  Staat  für  Erfüllung  seiner  Aufgaben  nötig  hat.  Die 
Summen,  die  in  den  verschiedenen  Kulturstaaten  in  den 
letzten  Jahrzehnten  für  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung 
im  Innern,  sowie  für  Vertretung  der  Interessen  der  Inländer 
im  Außland  aufgewendet  sind,  zeigen  ein  ständiges  An¬ 
wachsen.  Dasselbe  läßt  sich  sagen  mit  Rücksicht  auf  die 
Durchführung  des  Machtzweckes  des  Staates,  der  bezweckt, 
die  Unabhängigkeit  des  Volkes  zu  wahren.  Das  System 
der  großen  stehenden  Heere  beansprucht  für  seine  Erhaltung 
immer  größere  materielle  Mittel.  Das  ständige  Rüsten  der 
Großmächte  ist  größtenteils  aus  der  Entwicklung  der 
Technik  und  der  Internationalisierung  der  technischen  Kennt¬ 
nisse  zu  erklären.  Die  Technik  hat  immer  vollkommenere 
Abwehr-  und  Angriffs waffen  erfunden,  in  deren  Vervoll¬ 
kommnung  es  keine  Grenze  gibt.  Dies  nötigt  zu  immer 
neuen  Ausgaben  für  die  Erneuerung  des  Kriegsmaterials, 
um  auf  der  Höhe  des  Fortschritts  und  so  etwaigen  Gegnern 
gewachsen  zu  bleiben.  Die  Internationalisierung  der  tech¬ 
nischen  Kenntnisse  ermöglicht  kaum  noch,  daßi  die  neuen 
Erfindungen  auf  dem  Gebiete  des  Kriegsmaterials  lange  Ge¬ 
heimbesitz  eines  einzigen  Volkes  bleiben.  Diese  Momente 
bestimmen  in  den  modernen  Staaten  das  Anwachsen  der 
Ausgaben  für  Heer  und  Flotte. 

Eine  andere  Ursache,  die  das  Wachsen  des  Finanz¬ 
bedarfs  fortdauernd  bestimmt,  sind  die  sozialen  Aufgaben 
des  modernen  Staats. 

Die  Bevormundung  des  aufgeklärten  Absolutismus  des 
18.  Jahrhunderts,  der  die  Staatstätigkeit  ins  Uferlose  aus¬ 
dehnte  und  die  Selbständigkeit  des  Individuums  zu  sehr  ein¬ 
schränkte,  führte  zur  Reaktion,  die  den  Kern  in  der  indi- 
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vidualistischen  Rechtsphilosophie  bildete,  einer  Philosophie, 
die  dem  Individuum  eine  größere,  selbständige  Tätigkeit 
zugestand,  die  unabhängig  von  der  Zentralgewalt  des  Staates 
sich  entwickeln  müßte.  Diese  Strömungen  wurden  auf  wirt¬ 
schaftlichem  Gebiet  von  den  Physiokraten  und  Adam  Smith 
und  in  der  Staatslehre  von  Kant  und  seiner  Schule  ins  Leben 
gerufen.  Die  Folge  dieser  Lehre  war  in  der  Theorie  die 
Anerkennung  der  Notwendigkeit,  die  Tätigkeit  des  Staates 
auf  das  Gebiet  des  Rechts  und  der  Macht  zu  beschränken. 
Die  neue  Gestaltung  des  Staatslebens  brachte  den  großen 
Aufschwung  des  wirtschaftlichen  Lebens  mit  sich,  der  sich  als 
das  Zeitalter  des  Kapitalismus  bezeichnen  läßt  und  als  dessen 
dunkler  Punkt  die  ungünstige  Lage  der  arbeitenden  Klassen 
anzusehen  ist.  Als  Folgen  derselben  individualistischen 
Philosophie  könnte  man  noch  das  Emporsteigen  der  Gleich¬ 
heitsideen,  die  die  neue  Ordnung  in  den  modernen  Staat 
brachten,  bezeichnen.  Durch  die  Verbreitung  der  Elementar¬ 
bildung  in  den  unteren  Schichten  des  Volkes  ist  die  Idee 
ihrer  Gleichberechtigung  zu  einem  besseren  Leben  erstanden. 
Dieser  Anspruch  wurde  als  berechtigt  angenommen  und 
nicht  nur  von  den  Proletariern  verteidigt,  sondern  auch  von 
den  gebildeten,  bemittelten  Klassen.  Der  ganze  realistische 
Zug  der  modernen  Literatur,  der  auf  das  Elend  der  Armen 
und  Unterdrückten  hin  weist,  ist  auf  diese  Weise  zu  er¬ 
klären.  Dieser  Zustand  rief  eine  Reaktion  hervor,  die  das 
Eingreifen  des  Staates  nötig  machte,  der  seine  Aufgabe  zu¬ 
gleich  in  der  Wahrnehmung  umfassender  Funktionen  der 
Wohlfahrtspflege  erblickt. 

Gustav  Cohn  betrachtet  als  Ursache  des  Anwachsens 
des  Staatsbedarfs  in  dem  neusten  Zeitalter  die  Fortschritte 
der  Technik  und  die  Ausbreitung  der  demokratischen  Ideen2. 
Eine  Formulierung  der  Gesetze,  nach  denen  der  öffentliche 


2.  Gustav  Cohn,  Finanzwissenschaft,  §  46  S.  59, 
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Bedarf  wächst,  gibt  Adolf  Wagner3.  Es  sincf  drei  Gesetze, 
die  die  Entwicklung  der  Staatstätigkeit  und  in  letzter  Kon¬ 
sequenz  den  Finanzbedarf  bestimmen : 

1.  Das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staats¬ 
tätigkeit,  bedingt  durch  die  Erweiterung  der  Gemeinbedürf¬ 
nisse. 

2.  Das  Gesetz  der  immer  mehr  vorwaltenden  Präventiv¬ 
tätigkeit  mit  großen,  dauernden,  stehenden  Einrichtungen 
statt  der  bloßen  Repressivtätigkeit.  Das  zeigt  sich  im  be¬ 
sonderen  auf  dem  Gebiete  des  Macht-  und  Rechtszwecks. 

3.  Das  Gesetz  der  Reproduktion  der  verwendeten 
Finanzmittel  und  Arbeitsleistungen  in  der  Volkswirtschaft. 

Nur  soweit  diese  Reproduktion  möglich  ist,  kann  die 
Verwendung  aller  wirtschaftlichen  Güter  in  der  Staatswirt¬ 
schaft  als  produktiv  gelten.  „Je  nach  dem  Maße,  in  welchem 
diese  Reproduktion  stattfindet,  der  Wert  der  Staatsleistungen 
denjenigen  der  Kosten  übersteigt,  oder  dahinter  zurückbleibt, 
fällt  das  volkswirtschaftliche  Urteil  über  den  Staat  und  seine 
Tätigkeit  günstig  oder  ungünstig  aus“4. 

Vorstehende  Ausführungen  lassen  auf  ein  gesetzmäßiges 
Anwachsen  des  Finanzbedarfs  schließen.  Mit  der  Entwick¬ 
lung  der  Technik,  wodurch  immer  neue  Mittel  zur  Bedürfnis¬ 
befriedigung  gegeben  sind,  und  mit  der  immer  größeren 
Beteiligung  der  unteren  Schichten  an  den  neuen  Kultur¬ 
gütern,  ist  ein  weiteres  Wachsen  des  Finanzbedarfs  auch  in 
der  Zukunft  zu  erwarten. 

Ein  allgemeiner  Zug  in  der  Budgetpolitik  der  meisten 
europäischen  Staaten  sind  die  Schwierigkeiten,  die  die  Her¬ 
beischaffung  der  Deckung  machen.  Es  kommt  dazu,  daß 
man  von  Ider  Steuer  außer  der  Berücksichtigung  des  Moments 
der  Ausreichendheit  die  Berücksichtigung  der  volkswirt- 


3.  Ad.  Wagner,  Finanzwissenschaft,  Bd.  I.  3.  Aufl.  §  36. 
Ad.  Wagner,  Theoretische  Sozialökonomik  S.  107 — 110. 

4.  Ad,  Wagner,  Sozialökonomik,  S.  109. 
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schaftlichen  und  sozialethischen  Prinzipien  verlangt, 
welches  wiederum  ein  Existenzminimum,  das  außerhalb 
der  Steuerpflicht  gelegen  ist,  bedingt  Hierdurch  ist 
man  gezwungen,  und  mit  Recht,  mehr  die  vermögen¬ 
den  Klassen  bei  der  Besteuerung  heranzuziehen,  was 
Kämpfe  und  politische  Reibereien  hervorruft,  wie  sie 
sich  zum  Beispiel  wieder  bei  Gelegenheit  der  letzten 
deutschen  Finanzreform  und  derjenigen  in  England  gezeigt 
haben.  Die  wachsenden  Schwierigkeiten  in  der  Deckung 
des  Finanzbedarfs  rufen  deshalb,  wie  Zahn5  sich  äußert,  als 
allgemeinen  Zug  in  der  Finanzpolitik  der  europäischen 
Staaten,  das  Bestreben  hervor,  die  Privatunternehmungen 
der  Staaten  zu  erweitern,  um  dadurch  neue  Einnahmen  zu 
schaffen.  In  Preußen  hat  die  Entwicklung  einen  anderen 
Charakter,  weil  dort  die  Einnahmen  aus  Erwerbseinkünften 
fast  die  ganzen  Ausgaben  deckten  und  erst  in  der  letzten 
Zeit  die  Steuerquellen  infolge  des  ständigen  Anwachsens 
des  Finanzbedarfs  stärker  in  Anspruch  genommen  werden 
mußten.  Es  ist  daher  vorauszusehen,  daß  durch  die  Erweite¬ 
rung  der  Unternehmertätigkeit  des  Staates  wie  auch  der 
Städte  in  Zukunft  viele  von  den  Bedürfnissen  des  Staates 
gedeckt  werden. 


5.  Zahn,  Finanzen  der  Großmächte,  S.  41. 


II. 

Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 

Bevor  wir  zur  Untersuchung  der  materiellen  Ordnung 
des  rumänischen  Staatshaushalts  schreiten,  halten  wir  es  für 
nötig,  die  Grundsätze  festzustellen,  die  die  Finanzwissen¬ 
schaft  in  bezug  auf  Deckung  des  Finanzbedarfs  aufstellt. 
Diese  Grundsätze  werden  es  erleichtern,  die  wahren  Ueber- 
schüsse  und  Ausfälle  zu  unterscheiden  und  zu  würdigen. 

Durch  das  Entstehen  der  Söldnerheere  und  das  Wachsen 
der  Ausgaben  der  Fürsten  beginnt  die  Anwendung  der  An¬ 
leihen  in  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  eine  große  Rolle 
zu  spielen.  Die  Theoretiker  des  17.  Jahrhunderts  sind  mit 
wenigen  Ausnahmen  gegen  die  Anleihen.  Im  18.  Jahr¬ 
hundert  verhalten  sie  sich  nicht  ganz  ablehnend,  erkennen 
die  Anwendung  des  Staatskredits  als  „malum  necessarium“ 
an,  geben  aber  dem  Staatsschätze  den  Vorzug.  Auf  die 
Gestaltung  der  Theorie  der  Anwendung  des  Staatskredits 
übten  die  von  Adam  Smith  vertretenen  Ansichten  über  die 
Unproduktivität  der  immateriellen  Güter,  vorzugsweise  des 
Staates,  eine  große  Wirkung  aus.  Nach  Ansicht  Adam  Smiths 
ist  die  Staatstätigkeit  unproduktiv,  und  das  Kapital,  das  vom 
Staate  verbraucht  ist,  hört  auf,  Kapital  zu  sein.  Erst  die 
Entwicklung  der  Tatsachen  brachte  neue  Ansichten  über  die 
Tätigkeit  des  Staates  und  die  Produktivität  der  immateriellen 
Güter1. 


1.  Adam  Smith  stimmt  mit  den  Ansichten  David  Humes  über¬ 
ein,  die  dieser  in  seinen  Aufsätzen  über  Staatskredit  1752  zum  Aus- 
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Die  deutschen  Finanztheoretiker  am  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts,  obwohl  auch  von  Smith  beeinflußt,  er¬ 
kennen  doch  an,  daß  unter  Umständen  die  Anwendung  des 
Staatskredits  unvermeidlich  ist.  Eine  vorbereitende  Stellung 
für  die  spätere  Formulierung  der  Anwendung  des  Staats¬ 


druck  bringt.  Hume  meint,  daß  es  nicht  unvorsichtiger  wäre,  einem 
verschwenderischen  Sohne  Kredit  an  allen  Banken  zu  öffnen,  als 
einen  Staatsmann  zu  berechtigen,  Wechsel  auf  die  zukünftigen  Ge¬ 
schlechter  zu  ziehen  (David  Hume,  Politische  Versuche,  aus  dem 
Englischen  übersetzt,  1800).  Eine  ähnliche  Ansicht  wie  Smith  und 
Hume  vertritt  der  schottische  Gelehrte  Adam  Ferguson  in  dem  Ka¬ 
pitel  über  nationale  Vergeudung  (National  Waste,  Part  V.  sect.  5 
Essay  on  the  History  of  civil  Society  1767  p.  391).  Eine  entgegen¬ 
gesetzte  Ansicht  äußert  der  Philosoph  Berkeley.  Er  sieht  in  der 
Anwendung  des  Staatskredits  den  Hauptvorteil,  den  England,  anderen 
europäischen  Staaten  gegenüber,  hat. 

Montesquieu  lehnt  ebenfalls  die  Anwendung  des  Staatskredits 
ab  (Esprit  des  lois,  1748  livre  XXII),  ebenso  Necker,  der  betont, 
daß  durch  die  Schuld  aus  dem  Ausland  ein  großer  Teil  der  Renten 
im  Auslande  verbraucht  werde.  Gemäßigt  angewendet,  könnten  die 
Anleihen  für  den  Staat  nützlich  werden,  aber  sie  erleichtern  durch 
die  großen  Summen,  die  sie  dem  Staatsleiter  verschaffen,  die  Führung 
der  Kriege  (De  Badministration  des  Finances  de  la  France,  tome 
II.  371—83). 

Napoleon  spricht  sich  gleichfalls  gegen  die  Anleihen  in  einem 
Dekret  aus,  in  dem  die  Einführung  des  Tabakmonopols  begründet 
wird.  Er  verurteilt  die  Anwendung  der  Staatsanleihen  als  unsitt¬ 
lich,  weil  sie  die  zukünftigen  Generationen  besteuern  (Anlagen  zum 
Bericht  der  Tabak-Enquetekommission  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  III. 
Anlage  12,  S.  114). 

Ein  späterer  Nationalökonom,  Jean  Baptiste  Say,  verhält  sich  eben¬ 
falls  ablehnend.  Er  verwirft  die  Ansicht,  daß  nur  die  Anleihen  die 
Sparsamkeit  der  Bürger  bewirken  und  meint,  daß  dies  auch  die 
Steuern  tun.  Die  in  der  Staatswirtschaft  verbrauchten  Kapitalien 
seien  zerstört  und  dadurch  anderer  nützlicherer  Anwendung  in  der 
Volkswirtschaft  entzogen.  Alle  diese  Meinungen  sind  beeinflußt 
von  der  Ansicht  der  Unproduktivität  der  immateriellen  Güter  und 
infolgedessen  der  Tätigkeit  des  Staates. 
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kredits,  die  Dietzel  und  Ad.  Wagner  erreichen,  nehmen  zwei 
Schriftsteller  ein  :  Zachariae  und  ein  russischer  Staatsmann2  3. 

Beide  vertreten  eine  dauernde  und  nicht  exceptionelle 
Anwendung  des  Staatskredits. 

Die  ordentlichen  Ausgaben  seien  durch  Steuern  zu  be¬ 
streiten,  die  außerordentlichen  mit  dauernder  Wirkung  durch 
Anleihen. 

Während  Zachariae  und  der  russ.  Staatsmann  zu  einer 
Formulierung  der  Anwendung  des  Staatskredits  gelangen, 
bringt  Dietzel  diese  Anwendung  in  Zusammenhang  mit  der 
Entwicklung  der  Volkswirtschaft2 3 4.  Dietzel  geht  in  seiner 
Theorie  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  der  Staat  produktiv 
ist  und  dehnt  den  Begriff  Kapital  auch  auf  immaterielle 
Güter  aus.  Das  in  der  Staatswirtschaft  verwendete  Kapital 
reproduziert  sich  in  den  Staatsleistungen,  die  an  und  für 
sich  ein  Kapital  bedeuten.  Die  richtige  Anwendung  von 
Steuern  und  Anleihen  ergibt  sich  mit  Hilfe  des  Begriffs 
„Stehendes  und  umlaufendes  Kapital“  und  seiner  Anwendung 
auch  für  die  Staatswissenschaft.  Es  seien  die  Ausgaben  für 
dauernde  Nutzungen  durch  Staatskredit  zu  decken,  während 
die  laufenden  Kapitalverwendungen  aus  Steuern  zu  bestreiten 
seien.  Nach  dieser  Ansicht  wirkt  die  Heranziehung  von 
Privatkapital  in  der  Staatswirtschaft  auf  die  Privatwirt¬ 
schaften  vorteilhaft  ein,  weil  durch  die  Kapitalentziehung 
die  Privatwirtschaften  zu  Ersparnissen  und  zur  Erhöhung  der 
Unternehmertätigkeit  angelockt  werden. 

Seine  neue  Begründung  der  Theorie  des  Staatskredits 
hatte  großen  Erfolg,  erregte  aber  auch  Widersprüche. 

Karl  Umpfenbach  bestritt  die  volkswirtschaftliche  Re- 


2.  T.  S.  Zachariae  v.  Lingenthal,  Ueber  das  Schuldenwesen  der 
Staaten  des  heutigen  Europa,  Jahrb.  der  Gesch.  u.  Politik  1830 
S.  193—289. 

3.  Ueber  den  Staatskredit,  Leipz.  1840. 

4.  Dietzel,  Das  System  der  Staatsanleihen,  1855. 


19 


Produktion  jedes  durch  Staatsanleihen  erlangten  in  der 
Privatwirtschaft  angewendeten  Kapitals5. 

H.  v.  Mangoldt  sieht  voraus,  daß  mit  dem  Staatskredit 
Mißbrauch  getrieben  werden  wird.  Daß  die  Steuern  ebenso 
sehr  zu  Ersparnissen  Anlaß  geben  können,  wie  die  Anleihen, 
empfehle  die  Tilgung  der  letzteren6. 

Adolf  Wagner  beschränkt  die  Anwendung  des  Staats¬ 
kredits  auf  konkrete  Fälle.  Er  erkennt,  daßi  es  Fälle  gibt, 
in  denen  es  für  die  Staatswirtschaft  vorteilhafter  sein  kann, 
außerordentliche  Ausgaben,  die  durch  abnormfe  Verhältnisse 
verursacht  worden  sind,  durch  Steuern  zu  bestreiten.  Zum 
Beweise  bringt  Wagner  die  Anwendung  des  Staatskredits 
in  Verbindung  mit  den  Quellen,  die  das  nötige  Kapital  ver¬ 
schaffen  und  zeigt  dadurch,  wann  Anleihen  oder  Steuern 
vorteilhafter  seien.  Nach  ihm  sind  die  Anleihen  von  heimi¬ 
schen,  disponiblen  Kapitalien,  von  Kapitalien,  die  schon  in 
der  Volkswirtschaft  in  Verwendung  sind  oder  von  Kapitalien 
fremder  Volkswirtschaften  zu  unterscheiden7. 


1.  Anleihen  aus  heimischen,  disponiblen  Kapitalien. 

Man  versteht  unter  disponiblen  Kapitalien  diejenigen, 
die  keine  Verwendung  in  irgendwelcher  Unternehmung  ge¬ 
funden  haben,  und  die  daher  frei  verwendbar  sind.  Solche 
Kapitalien  befinden  sich  in  Ländern  mit  vorgeschrittener 
Volkswirtschaft.  Man  kann  dagegen  einwenden,  daß  es 
schwer  zu  beweisen  ist,  ob  disponible  Kapitalien  vorhanden 
sind,  es  kann  das  Land  noch  so  reich  sein,  die  Folge  der 
Entziehung  solcher  Kapitalien  wird  eine  Erhöhung  des  Zins¬ 
fußes  sein.  Man  muß  noch  bedenken,  daß  das  Angebot 
von  und  die  Nachfrage  nach  Leihkapital  raschen  und  un- 


5.  Finanzwissenschaft,  2.  Bd.  1860,  S.  127. 

6.  Art.  Kredit  in  Bluntschlis  Staats  Wörterbuch. 

7.  Wagner,  Ordnung  des  österr.  Staatshaushalts. 
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erwarteten  Schwankungen  unterworfen  sind,  und  daß  ein 
momentanes  Stocken  der  gewerblichen  Tätigkeit  von  einer 
Ausdehnung  derselben  gefolgt  sein  kann.  Das  sind  Ur¬ 
sachen,  die  schwer  bestimmen  lassen,  ob  in  Wirklichkeit 
disponible  Kapitalien  vorhanden  sind,  die  den  einzelnen  Wirt¬ 
schaften  ohne  Nachteil  entzogen  werden  können. 


2.  Anleihen  aus  Kapitalien,  die  in  der  Volkswirtschaft  bereits 
in  Verwendung  sind. 

Die  erste  Wirkung,  welche  die  Entziehung  solcher  Kapi¬ 
talien  in  der  Gesamtwirtschaft  hervorruft,  ist  die  Erhöhung 
des  Zinsfußes,  was  für  den  Markt,  die  ganze  Geschäftswelt 
und  auch  besonders  für  die  Arbeiterklasse  nachteilig  sein 
wird.  Durch  Erhöhung  des  Zinsfußes  werden  viele  gewerb¬ 
liche  Unternehmungen  erschwert.  Neue  Unternehmungen 
werden  nicht  mehr  gegründet,  so  daß  die  Arbeitsgelegen¬ 
heiten  sich  vermindern  werden.  Unter  solchen  Umständen 
empfiehlt  Wagner,  die  außerordentlichen  Ausgaben  aus 
Steuern  zu  bestreiten.  Durch  neue  Steuern  werden  die 
reicheren  Klassen  auch  betroffen,  was  im  Falle  einer  An¬ 
leihe  nicht  geschieht.  Es  werden  ferner  der  ärmeren  Be¬ 
völkerung  die  Arbeitsmöglichkeiten  und  die  Erweiterung  des 
Einkommens  nicht  entzogen,  so  daß  der  Druck  der  Steuern 
für  alle  Klassen  gleichmäßiger  und  leichter  sich  gestalten 
wird.  In  diesem  Falle  werden  die  Steuern  für  die  ganze 
Volkswirtschaft  vorteilhafter  sein  als  die  Benutzung  des 
Staatskredits. 


3.  Die  Anleihen  aus  Kapitalien  fremder  Volkswirtschaften. 

Die  Vorteile  der  Heranziehung  neuer  Kapitalien  und 
deren  Benutzung  in  der  Staatswirtschaft  bestehen  in  erster 
Linie  darin,  daß  der  Gang  der  Volkswirtschaft  sich  unge- 
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stört  weiter  entwickelt.  Durch  die  neuen  Kapitalanlagen 
wird  das  Nationalkapital  vergrößert,  die  Produktion  der 
Staatswirtschaft  erweitert  und  neue  immaterielle  Güter 
werden  geschaffen.  Es  ist  auch  die  Ausgleichung  des 
Zinsfußes,  die  die  Benutzung  des  ausländischen  Kapitals  in 
kapitalarmen  Ländern  bewirkt,  hervorzuheben.  Wagner  stellt 
die  Behauptung  auf,  daß  das  internationale  Kapital  eine 
kulturfördernde  Rolle  spielt.  Es  ist  gegen  diese  Art  Anleihen 
das  Bedenken  zu  erheben,  daß  das  kreditbenutzende  Land 
dem  kapitalgewährenden  tributpflichtig  wird,  daß  jedes  Jahr 
bedeutende  Summen  der  Volkswirtschaft  entzogen  werden, 
um  dem  Auslande  Zinsen  zu  zahlen  und  Tilgungen  vorzu¬ 
nehmen.  Das  kann  begründet  sein,  aber  die  Zinsen  und 
Tilgungen  werden  hauptsächlich  aus  dem  Gewinn  gezahlt, 
der  durch  die  Erweiterung  der  Staats-  und  Einzelwirtschaften 
erzielt  wurde. 

Man  behauptet  noch,  daß  das  kreditbenutzende  Land  in 
politische  Abhängigkeit  von  dem  kreditgewährenden  geraten 
würde.  Man  kann  dagegen  erwidern,  daß  durch  solche  An¬ 
leihen  das  Interesse  des  kreditgewährenden  Landes  für  das 
kreditbenutzende  gefördert  wird,  und  die  politischen  Be¬ 
ziehungen  sich  deswegen  günstiger  und  freundlicher  ge¬ 
stalten  werden. 

Das  einzige  schwerwiegende  Bedenken  ist,  daß  in 
Zeiten  von  Kriegen  kreditbenutzende  Länder  nur  schwer  die 
Metallvaluta  zu  schützen  vermögen,  denn  in  solchen  Situatio¬ 
nen  pflegen  die  Länder,  die  fremde  Staatspapiere  besitzen, 
sie  zu  verkaufen,  was  einerseits  den  Kursstand  drücken  wird 
und  anderseits  diese  Papiere  auf  den  Markt  des  schuldenden 
Landes  zurückströmen  läßt.  In  diesem  Falle  erhöht  sich 
die  Gefahr,  daß  der  betreffende  Staat  seinen  Metallgeld¬ 
bestand  sich  verringern  sieht.  Durch  eine  vernünftige  Dis¬ 
kontpolitik  ist  es  möglich,  diesen  Nachteilen  entgegenzu¬ 
wirken.  Die  Vorteile  der  Benutzung  dieser  Art  Anleihen 
sind  für  eine  zurückgebliebene  Volkswirtschaft  bedeutend,- 
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so  daß  es  nicht  begründet  ist,  die  Benutzung  in  bestimmten 
Fällen  zu  verurteilen.  Es  ist  ein  falscher  Patriotismus,  in 
den  kleinen  Staaten  gegen  die  Verwendung  des  ausländischen 
Kapitals  zu  protestieren  und  seine  Benutzung  als  eine 
Nationalgefahr  zu  betrachten.  Wenn  wir  uns  auf  einen  kon¬ 
kreten  Fall  beziehen  wollen,  so  können  wir  konstatieren,  daß 
ohne  das  ausländische  Kapital  die  jetzige  Blüte  der  Volks¬ 
wirtschaft  in  Rumänien  ebensowenig  wie  s.  Zt.  in  Oesterreich 
möglich  gewesen  wäre. 

*  * 

* 

Die  Theorie  ist  durch  die  Entwicklung  der  Tatsachen  zu 
einer  Formulierung  der  Benutzung  des  Staatskredits  gelangt, 
und  zwar  bringt  sie  die  Anwendung  von  Steuern  und  An¬ 
leihen  in  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  in  Zusammenhang 
mit  der  Teilung  des  Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  außer¬ 
ordentlichen.  Man  kann  (mit  Vorsicht)  das  Gesetz  so  aus- 
drücken,  daß  ordentliche  Ausgaben  regelmäßig  durch  Steuern 
zu  decken  sind,  außerordentliche  durch  Anleihen  gedeckt 
werden  können.  In  bezug  auf  die  Grundsätze,  nach  denen 
diese  Einteilung  des  Finanzbedarfs  vollführt  werden  soll,  gibt 
es  folgende  Ansichten. 

Dietzel  und  Adolf  Wagner  bringen  als  Unterscheidung 
die  Dauer  der  mit  den  Ausgaben  erzielten  Wirkungen.  Dies 
ist  ein  wichtiges  Moment,  das  eine  große  Rolle  in  der  Be¬ 
seitigung  des  chronischen  Defizits  in  dem  Haushalte  eines 
Staates  spielt,  und  die  nähere  Würdigung  der  Ausfälle  und 
Ueberschüsse  erleichtert8. 

Er  unterscheidet  drei  Gesichtspunkte,  nach  denen  die 


8.  Ad.  Wagner  hat  dies  zu  beweisen  gesucht  in  seiner  Unter¬ 
suchung  über  die  Ordnung  des  österreichischen  Staatshaushalts. 
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ordentlichen  von  außerordentlichen  Ausgaben  zu  scheiden 
sind : 

1.  Die  Zeit  des  Auftretens  der  Ausgaben  und  die  Mög¬ 
lichkeit,  sie  voraus  zu  bestimmen.  Ordentlich  sind  die  Aus¬ 
gaben,  die  periodisch  wiederkehren,  außerordentlich  die  un¬ 
periodischen  und  die,  deren  Wiederkehr  nicht  vorauszu¬ 
bestimmen  ist. 

2.  Die  Dauernder  mit  den  Ausgaben,  erzielten  Wirkungen. 
Das  läßt  sich  erklären  durch  die  Anwendung  des  Begriffes 
des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals  auch  in  der  Wirt¬ 
schaft  des  Staates.  Ordentlicher  Finanzbedarf  wird  derjenige 
Aufwand  von  Gütern  sein,  der  in  einer  festgesetzten  Periode 
in  der  Produktion  des  Staates  verwendet  ist,  in  die  neuen 
produzierten  Güter  übergeht  und  periodisch  wiederholt 
werden  muß.  Außerordentlicher  Finanzbedarf  derjenige,  der 
unperiodisch  vorkommt,  und  dessen  Wirkung  über  die 
laufende  Finanzperiode  sich  erstreckt.  Hier  sind  weiter  zu 
unterscheiden : 

a)  Privatwirtschaftliche  Kapitalanlagen,  die  eine  Er¬ 
höhung  des  stehenden  Kapitals  in  den  Unternehmungen  des 
Staates  und  eine  Erhöhung  der  Einnahmen  bezwecken; 

b)  staatswirtschaftliche  Kapitalanlagen,  die  das  stehende 
Kapital  in  der  Finanzwirtschaft  zu  erweitern  bezwecken,  um 
die  Leistungsfähigkeit  des  Staates  zu  erhöhen ; 

c)  die  Kapitalverluste  des  Staates,  die  verursacht  sind 
durch  die  Beseitigung  der  Schwierigkeiten,  die  dem  Staate 
bei  der  Durchführung  seiner  Tätigkeit  im  Wege  stehen,  wie 
z.  B. :  Kriege,  allgemeine  Aufstände,  Ueberschwemmungen9. 

3.  Das  dritte  Unterscheidungsmerkmal  ist  ein  staats¬ 
rechtliches  und  steht  in  Verbindung  mit  der  Einteilung  des 
Budgets  in  ein  stabiles  und  ein  wandelbares. 

Max  v.  Heckei10  ist  in  bezug  auf  die  Dauer  der  mit  den 


9.  A.  Wagner,  Finanzwissenschaft,  Bd.  I.  S.  131. 

10.  v.  Fleckei,  Das  Budget,  S.  43. 
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Ausgaben  erzielten  Wirkungen  der  Meinung,  daß  für  die 
Beurteilung  des  Finanzbedarfs  diese  Unterscheidung  wesent¬ 
lich,  aber  für  die  Finanzpraxis  kaum  durchführbar  sei.  Es 
sei  fast  unmöglich,  in  der  Finanzpraxis  die  Dauer  der 
Wirkungen  einer  Verwendung  zu  bestimmen.  Das  ist  zur 
treffend  für  die  außerordentlichen  Ausgaben,  die  durch  ab¬ 
norme  Verhältnisse  verursacht  sind.  Für  privat-  und  staats¬ 
wirtschaftliche  Kapitalanlagen  ist  die  Dauer  der  Wirkung 
immer  einigermaßen  vorauszusehen.  Die  älteren  Schrift¬ 
steller,  von  Seckendorf  bis  Umpfenbach,  haben  als  Unter¬ 
scheidungsmerkmale  die  Möglichkeit  der  Vorausbestimmung 
gebracht.  Seidler11  unterscheidet  die  ordentlichen  von  den 
außerordentlichen  Ausgaben  danach,  ob  sie  im  Finanzplan 
vorgesehen  seien  oder  nicht.  Die  ordentlichen  seien  die¬ 
jenigen,  die  im  Finanzplan  enthalten  seien,  die  außerordent¬ 
lichen  Ausgaben  teilt  Seidler  weiter  in  etatmäßige,  wenn  sie 
im  Etat  erwartet  sind,  und  außeretatmäßige,  wenn  der  Auf¬ 
wand  unerwartet  hervortritt  Weiter  macht  Seidler  einen 
Unterschied  zwischen  Verwaltungsausgaben,  die  einer 
Finanzperiode  vollkommen  zugesetzt  sind,  und  Verwaltungs¬ 
anlagen,  die  nur  die  Nutzungen  einer  Finanzperiode  ge¬ 
währen.  Für  Deckung  der  Verwaltungsanlagen  empfiehlt  er 
Veräußerung  des  Staatsvermögens  oder  Benutzung  des 
Staatskredits. 

Schäffle12  nimmt  eine  ablehnende  Flaltung  gegen  die 
Einteilung  der  Ausgaben  nach  der  Dauer  der  Wirkung  ein 
und  nimmt  als  Unterscheidungsmerkmal  die  Periodizität  an. 

Schanz13  und  Eheberg14  gehen  ebenfalls  von  der 
Periodizität  aus.  Schanz  lehnt  sich  an  die  Technik  des 
Budgets  Deutschlands,  Ungarn,  Italiens  an,  bestimmt  einen 


11.  Seidler,  Budget  und  Budgetrecht.  S.  90 — 102. 

12.  Zur  Theorie  der  Wirkungen  des  Staatsbedarfs. 

13.  Handwb.  d.  Staatswissenschaft,  Art.  Budget. 

14.  Eheberg,  Finanzwissenschaft,  1895.  §§  46 — 47. 
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kleineren  Raum  !den  außerordentlichen  Ausgaben  und  schließt 
diejenigen,  die  nur  scheinbar  außerordentliche  sind,  aus.  Er 
nimmt  in  das  Ordinarium  die  fortdauernden  und  die  ein¬ 
maligen  Ausgaben  und  teilt  das  Extraordinarium  auch  in 
einmalige  und  außerordentliche  privatwirtschaftliche  Kapital¬ 
anlagen. 

Max  v.  Heckei15  stützt  sich  wie  Seidler  auf  den  Finanz¬ 
plan,  um  die  Unterscheidung  zu  bestimmen.  Alle  Ausgaben, 
die  im  Finanzplan  enthalten  sind,  bilden  das  ordentliche  Er¬ 
fordernis,  im  Unterschied  zu  denjenigen,  die  außerhalb  des 
Rahmens  des  Finanzplanes  erscheinen. 

Die  Finanzpraxis  befindet  sich  nicht  in  voller  Ueberein- 
stimmung  mit  der  Theorie  in  der  Durchführung  dieser  Ein¬ 
teilung.  In  der  Praxis  ist  häufig  die  Einteilung  nach  dem 
Finanzplan  durchgeführt,  und  danach  sind  als  ordentliche 
Ausgaben  diejenigen  anzusehen,  die  in  dem  Finanzplan  vor¬ 
gesehen  sind,  und  als  außerordentliche  solche,  die  unerwartet 
erscheinen.  Man  nimmt  noch  Bedacht  darauf,  daß  viele  Aus¬ 
gaben  anscheinend  außerordentliche  sind,  während  sie  in 
der  Tat  periodisch  wiederkehren.  Man  hat  deswegen  wohl, 
wie  in  Preußen,  in  dem  ordentlichen  Budget  eine  Abteilung, 
„einmalige  Ausgaben“  genannt,  eingeführt.  In  der  Finanz¬ 
praxis  ist  bis  jetzt  nur  in  Deutschland,  Ungarn  und  Italien 
der  Finanzbedarf,  wenn  auch  nicht  in  voller  Uebereinstim- 
mung  mit  der  Finanztheorie,  in  ordentlichen  und  außerordent¬ 
lichen  geteilt  und  folgendes  Schema  angewendet. 

Ordentliches  Budget: 

Fortdauernde  f  Ausgaben  Einmalige  \  Ausgaben 

\  Einnahmen  ordentliche  \  Einnahmen 

Außerordentliches  Budget: 

Einmalige  außerordentliche  1  Ausgaben 

J  Einnahmen 

Produktive  Kapitalanlagen. 


15.  Budget,  S.  42. 
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Die  Anwendung  der  Steuern  und  Anleihen  in  Zusammen¬ 
hang  mit  dieser  Einteilung  blieb  auch  in  der  Theorie  nicht 
ohne  Widerspruch.  Die  volkswirtschaftlichen  Gründe,  die 
für  die  Wahl  der  einen  oder  andern  Deckungsart  von  Dietzel 
oder  Adolf  Wagner  aufgestellt  worden  sind,  sind  von  Schäffle 
allgemein  verworfen.  Er  lehnt  die  Ansicht,  daß  die  zu¬ 
künftigen  Geschlechter  für  Ausgaben,  die  die  Gegenwart 
erfüllen  soll,  belastet  werden,  ab.  Die  bestimmende  Rolle 
spiele  in  der  Anwendung  des  Staatskredits  die  politische 
Seite,  weil  dadurch  den  Staatsleitern  die  Schaffung  der 
Deckung  leichter  sei.  Die  Schulden  dürften  nicht  dauernd, 
sondern  nur  ausnahmsweise  gemacht  werden. 

Die  Forderung,  daß  ordentliche  Ausgaben  durch 
Steuern  und  außerordentliche  durch  Anleihen  zu  decken 
seien,  ist  nicht  ohne  Einschränkung  anzunehmen.  Es  spielen 
in  konkreten  Fällen  die  näheren  Umstände,  vor  allem  die 
politischen  Momente,  wie  in  allen  sozialökonomischen  Fragen, 
die  bestimmende  Rolle. 

Aus  allem  ist  zu  ersehen,  daß  die  Anwendung  des  Staats¬ 
kredits  immer  mehr  eine  dauernde  zu  werden  pflegt  und 
nicht  eine  Ausnahme,  ein  „malum  necessarium“  darstellt. 

Für  die  Finanzpraxis  ist  es  ein  fast  allgemein  anerkannter 
Grundsatz,  daß  die  privatwirtschaftlichen  Kapitalanlagen 
durch  Anleihen  gedeckt  werden  müssen. 


III. 

Materielle  Ordnung  des  rumänischen  Staats¬ 
haushalts. 

Wir  werden  zunächst  der  Entwicklung  des  rumänischen 
Finanzbedarfs  folgen  und  wenden  hierbei  die  nachstehende 
Methode  an. 

Erstens  untersuchen  wir  die  Ausgaben  der  Ueberschuß- 
verwaltungen,  welche  der  Staatskasse  Reinerträge  bringen 
sollen.  Es  handelt  sich  hierbei  vor  allem  um  die  privatwirt¬ 
schaftlichen  Unternehmungen  und  die  Steuern.  Dann  be¬ 
trachten  wir  die  Ausgaben  der  Zuschußverwaltungen,  die  dem 
Staate  nur  Zuschüsse  verursachen,  und  die  zur  Schaffung  der 
immateriellen  Güter  dienen.  Es  sind  dies  die  Verwaltungs¬ 
ausgaben  im  allgemeinen,  die  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte 
und  die  öffentliche  Schuld.  Sodann  werden  wir  die  Gleich¬ 
gewichtsfrage  untersuchen  und  Ueberschüsse  und  Ausfälle 
des  rumänischen  Staatshaushalts  in  den  letzten  10  Jahren 
würdigen.  Wir  beginnen  mit  den  privatwirtschaftlichen 
Unternehmungen  des  Staates. 


Eisenbahnen. 

Das  ganze  rumänische  Eisenbahnnetz  in  Ausdehnung 
von  3180  km  befindet  sich  im  Besitze  des  Staates.  Die  erste 
Eisenbahn  Bukarest-Giurgiu  war  ein  Privatunternehmen.  Der 
Staat  hat  lange  die  Eisenbahnen  in  Privathänden  gelassen 
und  den  Kapitalisten  ein  Benefizium  von  1V2%  gesichert. 
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Dies  verursachte  dem  Staate  große  Ausgaben,  so  daß  er 
sich  1880  entschloß,  das  bestehende  Eisenbahnnetz  zu  ver¬ 
staatlichen.  Dies  geschah  durch  die  Emission  von  6proz. 
Staatsobligationen,  die  als  Ersatz  den  Inhabern  der  Eisen¬ 
bahnaktien  gewährt  wurden.  Seitdem  wächst  das  Eisenbahn¬ 
netz  fortdauernd  und  bildet  für  den  Staat  eine  steigende 
Einnahmequelle.  Die  steigenden  Einnahmen  beweisen  auch 
die  Entwicklung  der  rumänischen  Volkswirtschaft,  die  nach 
dem  steigenden  Wachsen  der  Zahl  der  beförderten  Reisenden 
und  Tonnen  Waren  auf  der  rumänischen  Eisenbahn  beurteilt 
werden  kann. 


Jahr 

Verausgabte 

Karten 

Beförderte 

Tonnen 

Einnahmen 

Augaben 

1873 

647  944 

479  010 

9  092  299 

6  742  299 

1882 

1  163  507 

1  130  368 

20111  591 

11  852  591 

1896 

6  469198 

3  342  205 

49  996  309 

34  488  452 

1906 

7  599  965 

6  084  026 

76  876  240 

43  075  002 

Jahr 

1873 

1882 

1896 

1906 


Betriebsausgaben 
von  Einnahmen  °/( 
74,16 
58,93 
68,98 
56,03 


Netto-Einnahmen 
2  348  961 
8  259  000 
15  507  857 
33  801  238 


Es  ist  zu  bemerken,  daß  in  letzter  Zeit  im  Vergleich  mit 
1873  die  Betriebsausgaben  sich  prozentual  verringert  haben; 
während  sie  im  Jahre  1873  74,16%  der  Einnahmen  be¬ 
trugen,  sind  sie  1906  auf  56,03  %  gesunken.  Ferner  ist  auf 
die  Einnahmen  hinzuweisen,  die  der  Staat  aus  der  Paketfahrt- 
und  dem  Passagierdampferverkehr  auf  der  Donau  zieht  und 
auf  die,  die  ihm  der  „Service  Roumain  de  Navigation^  ein¬ 
bringt.  Letzteres  Unternehmen  besteht  aus  zwei  Linien,  der 
orientalischen  und  der  okzidentalischen.  Jene  besteht  aus 
10  großen  Passagier-  und  Paketdampfern  und  stellt  die  Ver- 
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bindung  zwischen  Comstanza — Konstantinopel — Pireos — 
Alexandrien  her;  diese  führt  bis  Rotterdam.  Beide  aber 
haben  dem  Staate  in  den  letzten  Jahren  nur  Zuschüsse  ver¬ 
ursacht. 

Der  „Service  Fluvial“  auf  der  Donau  hat  dem  Staate 
in  den  letzten  Jahren  schöne  Ueberschüsse  gebracht: 


1898/99 

2  550  644  Fr  cs. 

1901/02 

1  941  102  „ 

1903/04 

2  225  433  „ 

Pos  t. 

Die  Post,  die  dem  Staate  ebenfalls  große  Ueberschüsse 

bringt,  zeigt  audi  eine  große  Entwicklung,  ein 

Zeichen  der 

allgemeinen 

Entwicklung  der 

Volkswirtschaft. 

Brutto-Einnahmen : 

Jahr 

Post 

Telegraph 

Telephon 

1893/94 

4  561  838 

2  658100 

102  935 

1898/99 

5  912137 

2  979  215 

296  045 

1903/04 

6  777  986 

2  628  923 

645  282 

1906/07 

6  487  850 

3  421  290 

968  046 

Domänen. 

Die  Ausdehnung  von  Staatsdomänen  ist  nicht  mehr  so 
groß  wie  früher.  Dazu  hat  viel  beigetragen,  daß  seit  der 
Bauernbefreiung  von  1864  an  die  Staatsdomänen  benutzt 
wurden,  um  den  befreiten  Bauern  Grundbesitz  zu  schaffen. 
Von  1864 — 1906  wurden  von  dem  Areal  des  Staates 
1  543139,7  ha  veräußert1.  Trotz  dieser  großen  Veräußerung 
hat  sich  die  Lage  des  rumänischen  Bauern  nicht  gebessert, 
weil  die  innere  Kolonisation  planlos  durchgeführt  wurde  und 
keine  Maßregeln  gegen  die  Parzellierung  des  Grundbesitzes 
ergriffen  wurden.  Eine  rationelle  Bewirtschaftung  der  Staats- 


1.  Statist.  Jahrb.  S.  237,  Jahrg.  1907. 
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domänen  hat  auch  nicht  stattgefunden,  wie  z.  B.  in  Preußen, 
wodurch  dem  Staate  große  Einnahmen  geschaffen  sind, 
sondern  alles  wurde  planlos  verpachtet,  und  in  den  Staats¬ 
domänen  wurde  derselbe  Raubbau  getrieben,  wie  in  der 
übrigen  Bewirtschaftung  des  rumänischen  Grundbesitzes. 

Nach  den  Einschätzungen  des  Ministeriums  für  Land¬ 
wirtschaft  und  Domänen  wird  die  Ausdehnung  der  Staats¬ 
domänen  durchschnittlich  auf  400  000  ha  geschätzt2 3.  All 
dieser  Grundbesitz  ist  verpachtet,  so  daß  der  Staat  wenig 
eigene  Kosten  hat.  Durchschnittlich  waren  die  Netto- 
Einnahmen : 


1886 — 1890 
1891-1895 
1896—1900 
1900—1905 


14  398  023  Frcs. 

15  301  885  „ 

8  074103  „ 

7  622  978  „3 


Die  Einnahmen  sinken  von  14177  536  im  Jahre  1886 
auf  7  622  978  Frcs.  im  Jahre  1905.  Die  Ursache  hiervon  ist, 
daß  viele  Staatsdomänen  weiter  veräußert  wurden,  und  daß 
die  Einnahmen  aus  Verpachtungen  der  Staatsteiche,  die  sich 
vorzugsweise  in  der  Dobrodza  befinden,  abgesondert 
wurden  und  jetzt  eine  eigene  Verwaltung  bilden.  Dieser 
Zweig  bringt  dem  Staate  fortdauernd  steigende  Netto- 
Einnahmen. 


1893/94  587  000  Frcs. 

1899/00  995  808  „ 

1904/05  2117  049  „ 

1906/07  3  224  602  „ 

Auch  die  Einnahmen  aus  den  an  die  Bauern  veräußerten 


2.  Bis  jetzt  existiert  keine  feste  Statistik,  da  -diese  sich  noch 
in  Bearbeitung  befindet. 

3.  Untersuchung  des  Finanz-Minist,  für  die  Auflegung  der  direk¬ 
ten  Steuern  S.  15,  Jahrg.  1905. 
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Domänen  können  noch  als  Einnahmen  aus  Domänen  be¬ 
trachtet  werden.  So  betrugen  diese  Einnahmen : 

1898/99  117  023  FrCs. 

1903/04  148  697  „ 

1906/07  220  608  „ 

F  o  r  s  t  e  n. 

Die  ganze  Forstausdehnung  Rumäniens  im  Jahre  19054 
betrug  2  759  929  ha,  von  denen  1  069  709  ha  im  Besitze  des 
Staates,  125  985  ha  im  Besitze  der  Städte,  71401  ha  im  Be¬ 
sitze  der  königlichen  Domänen  und  1  492  841  ha  im  Privat¬ 
besitz  sich  befinden.  Von  den  1  069  709,92  ha  im  Besitze 
des  Staates  wurden  1898/99  57  769  ha  bewirtschaftet  und 
1899-1905  78576  ha. 

Die  Bruttoeinnahmen  betrugen : 

1899/05  34  279120  „ 

1889/99  39  685  912  FrCs. 

Bruttoeinnahmen  pro  Hektar: 

1889/99  45,10  FrCs. 

1899/05  72,50  „ 

Totalausjgaben : 

1889/99  14  581  486  Frcs. 

1899/05  9  798  284  „ 

Nettoeinnahmen : 

1889/99  25104  426  Frcs, 

1899/05  24  480  836  „ 

Nettoeinnahmen  pro  Hektar: 

1889/99  43,40  Frcs. 

1899/05  52,—  „ 

Mineralquellen  und  Kurorte. 

Von  den  bedeutenden  Kurorten,  die  sich  im  Besitze  des 


4.  Untersuch,  über  neue  Aufleg.  d.  direkt.  Steuern,  1905. 
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Staates  befinden,  wurden  von  1 883/1 908  verausgabt  und 
vereinnahmt: 


Einnahmen 

Ausgaben 


3  316  956  Frcs. 
6  086  969  „ 


Der  Staat  hat  bisher  in  seinen  Kurorten  6  086  969  Frcs. 
investiert  und  nur  die  Hälfte  des  eingelegten  Kapitals  ver¬ 
einnahmt.  Wenn  aber  eine  gewissenhafte  Verwaltung,  die 
mehr  Rücksicht  auf  die  Interessen  des  Publikums  nimmt, 
eingesetzt  würde,  und  der  Reichtum  an  Quellen  und  die 
Schönheit  der  Karpathen  besser  bewertet  würden,  würden 
die  Einnahmen  auch  größer  werden. 


Minen  und  Steinbrüche. 


Aus  den  verschiedenen  Minen  und  Steinbrüchen,  die 
sich  im  Besitze  des  Staates  befinden,  hat  der  Staat  keine 
sehr  großen  Einnahmen,  wenn  auch  die  Erde  sehr  reich 
an  Mineralschätzen  ist,  die  nur  darauf  warten,  gehoben  zu 
werden,  aber  mangels  Kapital  liegen  bleiben.  Es  genügt, 
auf  die  reichen  Petroleumquellen,  die  im  Besitze  des  Staates 
sind,  hinzuweisen ;  vorläufig  ist  die  ganze  Petroleum¬ 
industrie  noch  im  Privatbesitz,  und  der  Staat  beschränkt  sich 
auf  ihre  Beaufsichtigung  und  auf  den  Verkauf  von  Grund¬ 
besitzstücken,  die  in  seinem  Besitze  sich  befinden  und  die 
in  den  Regionen  liegen,  wo,  wie  festgestellt,  die  Petroleum¬ 
quellen  sich  befinden.  Es  ist  aber  nicht  unmöglich,  daß  eine 
Zeit  kommen  wird,  in  der  der  Staat  vermöge  seiner 
günstigen  Finanzlage  diesen  ganzen  Industriezweig  ver¬ 
staatlicht  und  dadurch  große  Einnahmen  für  sich  erreicht. 
Von  1899/1900  waren  im  Besitze  des  Staates  außer  den 
Petroleumquellen  218  Minen  verschiedener  Art,  die  vom 
Staate  verpachtet  wurden  und  folgende  Nettoeinnahmen 
brachten : 


1898/99 

1899/00 

1906/07 


696  090  Frcs. 
866  638  „ 

360  766  „ 
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Staats  m  o  n  opo  1  e. 

Die  Staatsmonopole  bringen  dem  rumänischen  Staate 
große  Einnahmen.  Es  existieren  in  Rumänien  Monopole 
auf  Tabak,  Papierzigaretten,  Zündhölzer,  Spielkarten,  Ex¬ 
plosivstoffe,  Salz.  Im  Jahre  1906/07  brachten  die  gesamten 
Staatsmonopole  dem  Staate  58  891  314  Frcs.  Einnahme,  was 
mehr  als  ein  Viertel  aller  Bruttoeinnahmen  des  Staates 
(236  989238  Frcs.)  war. 

T  a  b  a  k  m  o  n  o  p  o  1. 

Die  mit  Tabak  bebaute  Fläche  wächst  von  1879  an, 
als  das  Monopol  eingeführt  wurde,  fortwährend,  ebenso  wie 
die  Zahl  der  beschäftigten  Personen.  Während  1879  die 
Zahl  der  beschäftigten  Personen  8019,  die  der  bewirt¬ 
schafteten  Hektare  2250,  die  Produktion  762  436  kg  be¬ 
trugen,  wachsen  die  Zahlen  für  1907  auf  24  072  Personen, 
8768  ha  und  7  054  977  kg. 


Brutto-Einnahmen 

Ausgaben 

Betriebsausgaben 

Netto- 

Jahr 

Frs. 

Frs. 

von  Einnahmen  % 

Einnahmen 

1879/80 

20  957  053 

8  272  742 

39,74 

12684310 

1889/90 

31  093  822 

9  767  734 

31,41 

21  326  087 

1899/00 

37104  553 

10  449  793 

28,16 

26  654  760 

1906/07 

43  433  979 

9  462  770 

21,79 

33  971  209 

Insgesamt  hat  der  Staat  von  1879—1907  bei  einer  Aus¬ 
gabe  von  266  825  445  FrCs.  eine  Nettoeinnahme  von 
667  310  298  FrCs.  gehabt.  Die  Betriebsausgaben  fallen  stetig, 
von  39,47  pro  Hektar  in  1879  sind  sie  im  Jahre  1906  .auf 
21,79  gesunken,  ein  Zeichen  besserer  Verwaltung. 

Streichholzmo  n  o  p  o  1. 


Jahr 

Einnahmen 

Frs. 

Ausgaben 

Frs. 

Netto-  Betriebsausgaben 
Einnahmen  von  Einnahmen  % 

1886/87 

1  172115 

243  000 

928  514 

20,78 

1892/93 

2  840164 

1  062  961 

1  777  202 

34,43 

1897/98 

3  262  865 

1  234  483 

2  028  382 

37,83 

1902/03 

3  370  083 

937  835 

2  432  247 

27,83 

1903/04 

4125  076 

1  037  728 

3  087  348 

25,16 
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Hier  kann  man  wieder,  wie  bei  der  Eisenbahnverwaltung 
und  dem  Tabakmonopol,  die  Bemerkung  machen,  daß  die 
Betriebsausgaben  sich  jährlich  verringern. 


Explosivstoffe. 

Betriebsausgaben 

Jahr 

von  Einnahmen  % 

Netto-Einnahmen 

1891/92 

8,90 

390  370 

1896/97 

8,78 

457184 

1891/02 

9,73 

448  1 335 

Salzmonopol. 

Einnahmen  aus  inländischem  und  ausländischem  Verkauf. 


Jahr  ' 

Einnahmen! 

Betriebsausgaben 
IT Ausgaben'Tvon  Einnahmen  % 

Netto- 

Einnahmen 

1862 

3  116  058 

904  296 

29,02 

2  211  762 

1872 

5  421  930 

850  210 

15,68 

4  571  720 

1882 

5  661  451 

1  681  323 

29,69 

3  980  128 

1892 

6  936  011 

1  814  984 

28,46 

5  121027 

1902 

7  406  712 

1  461  314 

19,73 

5  945  398 

1906 

8  203  733 

1  522  734 

19,05 

6  480  999 

Direkte  Steuern. 

Das  System  der  direkten  Steuern  ist  sehr  mangelhaft. 
Wir  beabsichtigen  nicht,  eine  Kritik  zu  unternehmen.  Von 
unserm  Standpunkt  aus  verfolgen  wir  nur  die  Einnahmen, 
die  der  Staat  aus  diesem  Zweig  erlangt.  Eine  allgemeine 
Einkommen-  und  Vermögens-  oder  Ergänzungssteuer  nach 
dem  Vorbilde  Preußens  besitzt  Rumänien  noch  nicht.  Ge¬ 
rechtigkeitsgründe,  die  eine  gleichmäßigere  Steueranlage  ver¬ 
langen  und  das  fortlaufende  Wachsen  des  Finanzbedarfs 
werden  in  einer  nahen  Zukunft  eine  Steuerreform  bringen. 


5.  Die  folgenden  Jahre  sind  in  dem  Statist.  Jahrb.  nicht  ange¬ 
geben. 
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Die  direkten  Steuern  sind : 

1.  Ertragsist  euer  auf  Immobiliarbesitz  auf  dem  Lande 
unid  in  den  Städten, 

2.  Gewerbesteuer, 

3.  Alkoholsteuer,  die  sogenannte  Lizenz, 

4.  Personalsteuer, 

5.  Einkommensteuer  auf  das  mobile  Kapital, 

6.  die  5  proz.  Steuer  auf  Besoldungen  der  Staats-  und 
Privatbeamten. 

Wir  werden  jede  Steuer  im  einzelnen  untersuchen  und 
die  Einnahmen  feststellen. 


Ertragssteuern  aus  dem  Grundbesitz. 

Der  Steuerprozentsatz  wächst,  jenachdem  der  Besitzer 
direkt  den  Grund  und  Boden  bewirtschaftet  oder  die  Be¬ 
sitzung  verpachtet  hat  und  bei  Verpachtung  im  Lande  oder 
im  Auslande  lebt.  Im  ersten  Falle  beträgt  die  Steuer  5^2  °/o» 
im  zweiten  im  dritten  Falle  lS1/^0/^*  Im  ersteren 

Falle  macht  man  einen  Unterschied  zwischen  den  Besitzen¬ 
den  bis  10  hä,  die  5%  bezahlen,  und  denen  über  10  ha, 
die  5V2  %  bezahlen.  Nach  den  allgemeinen  Schätzungen 
des  Jahres  1905  für  das  Einkommen  aus  Grundbesitz,  um 
die  neue  Steuerveranlagung  zu  bestimmen,  wurden  auf  Grund 
von  Pachtverträgen  von  den  für  diesen  Zweck  bestimmten 
Kommissionen  des  Finanzministeriums  die  Einschätzungen 
nach  Betriebsgröße  wie  folgt  gemacht: 


Betriebe 

%  aller 
Betriebe 

Reinertrag 

Steuer 

%  der  ganzen 
Steuer 

bis  10  ha 

49,31 

123  994  496 

6  229  659 

43,69 

10—50  „ 

8,09 

20  351  027 

1  142  713 

8,02 

50—100  „ 

1,87 

4  694  487 

283  135 

1,99 

über  100  „ 

40,73 

102  425  706 

6  601  377 

46,30 

Summa : 

100, 

251  465  716 

14  256  884 

100,— 
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Aus  den  vorerwähnten  Ziffern  ist  zu  ersehen,  daß  der 
mittlere  Grundbesitz  überhaupt  keine  Rolle  spielt,  und  daß 
der  kleine  Grundbesitz  nur  2,91  °/0  weniger  als  der  Groß¬ 
grundbesitz  von  den  Steuern  aufbringt.  In  den  letzten 
21  Jahren  ist  die  Ertragssteuer  von  10  700  720  auf  19  703  759 
gestiegen.  Auch  als  Ertragssteuer  ist  die  Steuer  anzusehen, 
die  auf  die  Mieten  von  Gebäuden  gelegt  ist.  Der  Prozent¬ 
satz  beträgt  61/2°/o>  Ermäßigungen  werden  für  unvermietet 
gebliebene  Gebäude  bewilligt.  Die  neuen  Gebäude  sind  drei 
Jahre  steuerfrei.  Nach  den  früheren  Steuerveranlagungen 
1902/03  betrug  Idiese  Steuer  4  475  137  und  1905  4  216  740  FrCs. 
Das  Minus  ist  dadurch  zu  erklären,  daßi  in  der  letzten  Periode 
1899/1900  eine  Krise  ,im  Baugewerbe  eingetreten  war,  die 
ein  kolossales  Sinken  der  Mieten  und  des  Wertes  der  Ge¬ 
bäude  brachte.  Jetzt  tritt  die  Gegenströmung  wieder  ein 
und  die  Mieten  haben  eine  unerhörte  Höhe  erreicht.  Man 
muß  dazu  noch  die  Einnahmen  aus  der  Steuer  der  Gebäude 
auf  dem  Lande  rechnen,  die  nach  den  neuesten  Ein¬ 
schätzungen  auf  753  099  Frcs.  veranlagt  sind.  Die  Summe 
ist  so  klein,  weil  die  Gebäude,  in  denen  sich  Fabriken  be¬ 
finden,  von  Steuern  befreit  sind,  sowie  die  Häuser,  die 
weniger  als  100  Frcs.  Miete  im  Jahre  erbringen. 

Gewerbesteuer. 

Die  Gewerbesteuer  ist  zusammengesetzt  aus  einer  fixen 
und  einer  proportionellen  Steuer.  Die  fixe  Steuer  ist  be¬ 
stimmt  nach  der  Bevölkerungszahl  der  betreffenden  Ge¬ 
meinde,  wo  das  Gewerbe  getrieben  wird,  und  nach  dessen 
Bedeutung.  Das  Gesetz  weist  eine  Tabelle  auf,  auf  der 
die  Gewerbetreibenden  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  in 
Klassen  eingeteilt  sind.  Die  proportioneile  Steuer  wird  nach 
der  Miete  bestimmt,  die  man  für  das  Haus,  in  dem  das 
Gewerbe  (Geschäft)  getrieben,  wird,  bezahlt  und  ist  folgender¬ 
maßen  eingeteilt:  1 0 °/0  der  Miete  haben  die  Banken,  Kon¬ 
ditoreien  und  Mühlen,  5°/0  alle  anderen  Geschäfte,  2  °/0  die 
industriellen  Unternehmungen  zu  entrichten. 
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Die  freien  Berufe  bezahlen  nur  die  proportioneile  Steuer 
von  4 °/0  der  Miete;  die  Einteilung  ist  sehr  willkürlich,  so 
daß  eine  Reform  dringend  notwendig  ist.  Das  Steigen  des 
Ertrages  dieser  Gewerbesteuer  ist  ein  Zeichen  der  Entwick¬ 
lung  des  rumänischen  Handels  und  Gewerbes.  Während 
1890  der  Ertrag  der  Steuer  2  541  638  betrug,  erhebt  er  sich 
1905  auf  5  081  073  Fr  cs.  Es  wurden  durchschnittlich  in  den 
folgenden  Jahren  aus  dieser  Steuer  von  dem  Staate  ver¬ 
einnahmt: 

von  1890—1891  durchschnittlich  2621  419  Frcs. 

„  1891—1895  „  2  967  844  „ 

„  1896—1900  „  4  085  004  „ 

„  1901—1905  „  i  4116  907  „ 

Die  Lizenzsteuer. 

Diese  Steuer  trifft  den  Handel  mit  alkoholhaltigen  Ge¬ 
tränken.  Der  Handel  ist  in  den  Engros-  und  den  Detailhandel 
eingeteilt.  Der  erstere  zahlt,  sobald  er  auf  Lager  mehr  als 
30  000  dl  hat,  2000  Frcs.  pro  Jahr.  Bei  15—30  000  dl  1500 
Francs,  zwischen  5 — 15  000  dl  1200  Frcs.,  bei  weniger  als 
5000  dl  900  Frcs.  Außerdem  bezahlt  er  noch  20  %  der 
Miete  des  ,Lagers. 

Die  Detaillisten  zahlen  in  Gemeinden  mit  einer  Be¬ 
völkerung  über  15  000  eine  fixe  Steuer  von  200  Frcs.,  die 
Konsumvereine  400  Frcs.  jährlich.  In  Gemeinden  mit  einer 
Bevölkerung  unter  15  000  160  Frcs.,  in  den  kleineren  Ge¬ 
meinden  100  Frcs.  Die  Verkäufer,  die  nur  Wein  und  Bier 
verkaufen,  bezahlen  die  halbe  Steuer,  dann  bezahlen  sie  noch 
eine  proportioneile  Steuer  auf  die  Miete.  Der  Ertrag  aus 
dieser  Steuer  betrug: 

1890/91  4  873  358  Frcs. 

1895/96  5  199  548  „ 

1902/03  4  231  697  „ 

1905/06  3  116  247  „ 
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Die  Ursache  des  Sinkens  dieser  Steuer  ist  einerseits  die 
schlechte  Wein-  und  Pflaumenernte,  sodann  die  Herab¬ 
setzung  der  Steuer,  deren  Taxe  1904  für  den  Detailhandel 
von  20%  auf  10%  verringert  wurde. 

Die  Personalsteuer. 

Diese  Steuer  ist  eine  der  ältesten  Rumäniens.  Sie  ist 
eine  Art  Kopfsteuer,  besteht  seit  dem  Jahre  1500,  wurde 
1749  und  dann  1832  reformiert.  Eine  Zeitlang  führte  sie 
den  Namen  Verkehrssteuer,  weil  auch  die  Ausländer,  die 
die  Verkehrsadern  des  Landes  benutzen,  zu  der  Steuer  heran¬ 
gezogen  werden.  1877  ist  die  Steuerquote  auf  18  Frcs.  und 
1882  auf  6  Frcs.  festgesetzt  worden.  Seit  1904  wird  sie 
Personalsteuer  genannt  und  ist  .  auf  6  Frcs.  für  alle  Bürger, 
die  wenigstens  21  Jahre  alt  sind,  festgesetzt.  Es  sind  von 
der  Steuer  befreit:  der  Klerus  und  die  Soldaten.  Bei  Gelegen¬ 
heit  dieser  Steuer  kann  man  die  Beobachtung  machen,  daß 
die  Zahl  der  Steuerzahler  von  1890,  wo  sie  833  258  betrug, 
auf  1  099  875  im  Jahre  1905  gestiegen  ist,  ein  Zeichen,  daß 
die  erwerbsfähige  Bevölkerung  sich  vermehrt  hat. 

Der  Ertrag  aus  dieser  Steuer  war  durchschnittlich : 
1886/90  5  032  899  Frcs. 

1891/95  5  377  069  „ 

1896/00  5  868  336  „ 

1901/05  5  986135  „ 

Für  die  folgende  Gebarungsperiode  betrug  die  Höhe 
der  Erträge  der  vier  direkten  Steuern : 

1890/91  26  202  472  Frcs. 

1895/96  30  012  071  „ 

1902/03  41  140  966  „ 

1905/06  46  634  091  „6 

Die  Steuern  haben  sich  in  20  Jahren  fast  verdoppelt. 


6.  Finanzministerium,  Neue  Steuerauflage  1905. 
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Steuer  auf  das  mobile  Kapital. 

Die  Steuer  auf  das  mobile  Kapital  wurde  im  Jahre  1906 
eingeführt;  alle  Erträge,  die  aus  Aktien,  Zinsen  und  Hypo¬ 
theken  resultieren,  werden  mit  5  °/0  besteuert.  Die  Steuer 
auf  Aktieneinkommen  wird  von  den  Gesellschaften  erhoben. 
Keine  Hypothek  darf  aus  den  Büchern  des  Gerichts  ge¬ 
strichen  werden,  bevor  nicht  die  Steuer  bezahlt  ist;  die  Be¬ 
stimmung,  daß  der  Schuldner  dieselbe  bezahlen  soll,  ist  ge¬ 
setzwidrig,  weil  der  Gläubiger  sie  zu  bezahlen  hat. 

Die  Einnahmen  betrugen : 

1906/07  918  576,83  Frcs. 

1907/08  1  599  751,36  „ 

Die  Steuer  auf  Besoldungen. 

Diese  Steuer  wurde  1877  zur  Zeit  des  russisch-türkisch¬ 
rumänischen  Krieges  zum  ersten  Male  eingeführt  und  1891 
abgeschafft,  um  1899,  als  der  Staat  in  Geldverlegenheit  war, 
wieder  eingeführt  zu  werden.  Die  Steuer  trifft  auch  die  Privat¬ 
beamten.  Die  Einkommen  bis  120  Frcs.  pro  Monat  sind 
von  der  Steuer  befreit.  Der  Ertrag  aus  dieser  Steuer  betrug: 

1899/00  1  242  508  Frcs. 

1906/07  5  065  948  „ 

Im  Jahre  1908/09  bildeten  die  direkten  Steuern  von  den 
Gesamtbruttoeinnahmen  des  Staates,  411  011  035  Frcs.,  nur 
10,27%. 

Indirekte  Steuern. 

Der  rumänische  Steuerzahler  ist  mit  Monopolen  und 
indirekten  Steuern  sehr  belastet.  Auf  Monopole  und  indirekte 
Steuern  kommen  34,80  °/0  aller  Staatseinnahmen.  Die  in¬ 
direkten  Steuern  sind:  Zolleinnahmen,  Steuern  auf  Alkohol¬ 
getränke,  Wein,  Zucker,  Petroleum,  Stempel-  und  Ein¬ 
registrierungssteuer,  Erbschaftssteuer. 
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Zolleinnahmen. 

Die  protektionistische  Zollpolitik  der  meisten  euro¬ 
päischen  Staaten  steht  im  Zusammenhang  mit  der  Tatsache, 
daß  die  Staaten  dadurch  die  heimische  Industrie  und  Land¬ 
wirtschaft  konkurrenzfähiger  machen,  aber  auch  damit,  daß 
die  Staaten  auf  diese  Weise  viele  Einnahmen  erzielen. 
Rumänien  hat  in  den  letzten  Jahren  einen  sehr  hohen  pro¬ 
tektionistischen  Zolltarif  eingeführt,  um  die  heimische  In¬ 
dustrie  zu  fördern.  Die  Zolleinnahmen  sind  seit  1862  in  fort¬ 
dauerndem  Wachsen,  während  sie  1862  nur  3  366  630  Frcs. 
betrugen,  sind  sie  in  20  Jahren  auf  15  649  493,  1906  auf 
40187147  Frcs.  gestiegen. 


Stempel-  und  Einregistrierungssteuer. 

Diese  Steuer  trifft  alle  Verträge  und  Urkunden.  Sie 
wurde  1872  eingeführt.  Es  gibt  zweierlei  Stempel:  mobile 
zwischen  10 — 30  Cts.,  die  geklebt  werden  können,  und  solche, 
die  auf  das  Papier,  auf  dem  der  Vertrag  geschrieben  ist, 
inkrustiert  sind.  Die  Steuer  ist'  eine  fixe  und  eine  proportio¬ 
neile.  Die  fixe  Steuer  zerfällt  in  10  Klassen  zwischen  10  Cts. 
und  25  Frcs.  und  die  proportionelle  in  7  Klassen  von  5  Cts. 
bis  2  Frcs.  pro  Hundert.  Die  2  Frcs.  wurden  1906  bis  3  Frcs. 
pro  Hundert  erhöht.  Diese  Steuer  bringt  dem  Staate 
steigende  Einnahmen. 


1893/94  13  021  537  Frcs. 

1898/99  15  682  781  „ 

1902/03  19  030115  „ 

1906/07  23  627  654  „ 


Erbschaftssteuer. 

Diese  wurde  1901  abgeändert,  indem  auch  die  Deszen¬ 
denten  in  die  Steuer  einbezogen  wurden.  Die  Steuer  beträgt 
für  die  Deszendenten  2°/0,  die  Gemeinwirtschaften  3%, 
für  Ehegatten  und  Aszendenten  4°/0,  für  Geschwister  6%, 
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für  Kollateralen  bis  zum  vierten  Grad  9  °/0,  bis  zum  zwölften 
Grad  und  für  Nichtverwandte  12°/0. 

Die  Einnahmen  aus  der  Erbschaftssteuer  betrugen : 


1901/02 

1  898  956,80  Frcs. 

1902/03 

3  340  949,77 

1903/04 

3  221  960,71 

1904/05 

3  214  310,76 

1905/06 

3100  583,71 

>> 

1906/07 

3  062  239,85 

ft 

1906/08 

3  660  000,50 

ff 

Steuer  auf  alkoholhaltige  Getränke. 

Die  Steuer  richtet  sich  nach  der  Höhe  des  Alkohol¬ 
gehalts  und  ist  pro  decaliter  berechnet. 

Sie  beträgt  10  cts.  pro  Grad  für  die  aus  Korn,  Kartoffeln, 
Früchte  und  Wein  fabrizierten  Getränke.  Das  Bier  ist  mit 
l1/ 2  Frcs.  pro  decaliter  und  Liqueure  sind  mit  12  Frcs.  pro 
decaliter  besteuert.  Die  Einnahmen  waren : 

1898/99  23  781  937,77  Frcs. 

1900/01  9  962  915  —  „ 

1902/03  18  295  520,—  „ 

1904/05  10  584  688,—  „ 

1906/07  12  449  234,—  „ 

Die  Weinsteuer  betrug  30  cts.  pro  decaliter.  Sie  ist  1905 
eingeführt  und  1907  wieder  abgeschafft  worden.  Sie  betrug: 
1905/06  3  501  607,95  Frcs. 

1906/07  3  516156,36  „ 

Nach  dem  Gesetz  vom  5.  Februar  1898  betrug  die  Steuer 
auf  Zucker  5  cts.  pro  kg.  Sie  wurde  1899  für  den  im  Lande 
produzierten  und  eingeführten  Zucker  auf  30  cts.  erhöht. 
1897/98  442  417,15  Frcs. 

1901/02  5165  702,15  „ 

1906/07  6  918  457,71  „ 

1907/08  7  889  573,55  „ 
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Steuer  auf 
Es  wird  eine  Steuer  vo 
Petroleums  aus  Rohnaphta 
Petroleum  ist  steuerfrei.  Das 
1 900  eingeführt. 

1900/01 
1903/04 
1905/06 
1906/07 
1907/08 


e  t  r  o  1  e  u  m. 

7  cts.  pro  kg  produzierten 
erhoben.  Das  exportierte 
Gesetz  wurde  am  1.  Februar 

582186,38  Eres. 

2  674  322,—  „ 

2  780  781  —  „ 

2  792136,—  „ 

3  328  399,—  „ 


Die  Zuschußausgaben. 

Unter  diesem  Namen  versteht  man  diejenigen  Ausgaben, 
durch  die  dem  Staate  immaterielle  Güter  geschaffen,  durch 
die  also  keine  Geldüberschüsse  erzielt  werden.  Es  gehören 
hierhin  die  Verwaltungsausgaben  im  allgemeinen,  die  Aus¬ 
gaben  für  Heer  und  Flotte  und  die  öffentliche  Schuld. 

Verwaltungsausgaben. 

Diese  Ausgaben  fallen  im  großen  und  ganzen  dem 
Ministerium  des  Innern  zu.  In  ihnen  sind  diejenigen  für 
Polizei,  Landesgendarmerie  und  Sanitäts wesen  enthalten.  Im 
Budget  sind  auch  die  Ausgaben  für  Post,  Telegraph  und 
Telephon  hinzugerechnet,  die  wir  hier  ausschalten  müssen. 
Zwischen  1893 — 1906  waren  die  Ausgaben: 


Jahr 

Bruttoausgaben 

t%  aller  Ausgaben 

1893 

10  015  912 

5,02 

1898 

10  306  703 

4,50 

1903 

7  741  371 

3,50 

1906 

14  048  269 

5,80 

Justiz. 

Die  Justizausgaben  sind  auch  in  fortdauerndem  Wachsen 
begriffen,  weil  mit  dem  wirtschaftlichen  Aufschwünge  des 
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Landes  auch  die  Notwendigkeit  besserer  Justizverwaltung 
vorliegt.  Die  Zahlen  sind  im  allgemeinen  nicht  sehr  ge¬ 
stiegen.  Während  im!  Jahre  1881  'die  Ausgaben  4  250  045  Frcs. 
betrugen,  steigen  sie  in  11  Jahren  (1892)  auf  5  470  251,  1903 
auf  5  279  926  und  1906  auf  6  306  633  Frcs.  ln  Prozent  aller 
Ausgaben  3,  3,1,  2,4,  2,6. 

Als  im  Jahre  1908  durch  die  Justizreform  die  Wander¬ 
richter  eingeführt  wurden,  um  den  Bauern  eine  billigere 
Justiz  zu  verschaffen,  erhöhten  sich  die  Ausgaben.  Diese 
Neuausgabe,  die  eine  staatswirtschaftliche  Kapitalanlage  ist, 
wäre  vielleicht  besser  durch  Staatskredit  zu  decken  gewesen, 
was  auch  mehr  mit  den  Forderungen  der  Wissenschaft  in 
Einklang  gestanden  hätte.  Nach  den  Bauernunruhen  hatte 
man  eine  große  Zahl  von  Reformen  eingeführt,  die  eine  Er¬ 
weiterung  der  Ausgaben  benötigten,  und  die  auf  diese  Weise 
gleichfalls  hatten  gedeckt  werden  können. 

Unterrichtswesen. 

Das  Unterrichtswesen  zeigt  eine  stetig  wachsende  Ent¬ 
wicklung.  Auch  wenn  noch  keine  genügende  Zahl  Dorf¬ 
schulen  vorhanden  ist,  werden  sie  doch  in  naher  Zukunft 
gegründet  werden. 

Die  Bruttoausgaben  sind  folgendermaßen  bestimmt: 


1881/82 

15  371  356  Frcs. 

11,70% 

1890/91 

16  555  982  „ 

10,20  „ 

1900/01 

29  114  583  „ 

12,12  „ 

1906/07 

27  720  610  „ 

11,50  „ 

Heer  und  Flott  e. 

Die  Ausgaben  für  Fleer  und  Flotte  sind  nicht 

drückend,  wie  in 

anderen  Ländern.  Der  Anteil  derselben 

allen  Ausgaben 

übersteigt  außer  1890 

nicht  20%. 

1880 

27  864  442  Frcs. 

19,00  % 

1890 

35  764  010  „ 

22,00  „ 

1900 

45  560  792  7, 

19,00  „ 

1906 

44  377  486  „ 

18,50  „ 
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Ausgaben  für  die  Staatsschuld. 

Diese  Ausgaben  sind  verhältnismäßig  sehr  groß.  Die¬ 
selben  steigen  fortdauernd  und  belasten  den  rumänischen 


Staatshaushalt  erheblich. 

1880/81 

50  646469  Frcs. 

35  % 

1890/96 

60  747  704  „ 

37  „ 

1900/01 

92140  748  „ 

38  „ 

1906/07 

94  711  761  „ 

40  „ 

Der  Anteil  dieser  Ausgaben  an  allen  Staatsausgaben 
wuchs  von  35°/0  1881  auf  40°/o  1906.  Dies  ist  eine  sehr 
große  Belastung,  die  aber  bei  Betrachtung  der  näheren  Um¬ 
stände  milder  beurteilt  werden  muß.  Die:  großen  Ausgaben 
sind  auch'  veranlaßt  durch  das  planmäßige  Tilgen  der  Staats¬ 
anleihen.  Die  Staatsschuld  betrug  am  1.  April  1907:  Ge¬ 
liehenes  Nominalkapital  2145  566  460.  Von  diesen  ist 
jetzt  noch  zu  amortisieren :  1  435  394  804,  also  mehr  als  die 
Hälfte  ist  noch  zu  amortisieren.  Es  kommt  noch  als  günstiges 
Moment  hinzu,  daß  fast  alle  Anleihen  als  produktive  und 
staatswirtschaftliche  Kapitalanlagen  anzusehen  sind.  Das  in 
Staatsbahnen  angelegte  Kapital  ist  zu  schätzen  auf: 
777  948  616  Frcs. 

Ausgaben  für  Handel,  Industrie  und  Land¬ 
wirtschaft. 

Es  bleibt  noch  die  Ausgabe  für  Beförderung  des  Er¬ 
werbslebens,  für  Hebung  des  Handels,  der  Industrie  und 
Landwirtschaft  zu  untersuchen.  Bis  1908  waren  diese 
Ressorts  in  einem  Ministerium  zentralisiert,  von  da  ab  wurde 
ein  selbständiges  Ministerium  für  Handel  und  Industrie  ge¬ 
schaffen.  Wir  müssen  von  den  Ausgaben  diejenigen,  die 
in  Verbindung  mit  der  Domänenverwaltung  stehen,  aus- 
scheiden,  ebenso  die  Ausgaben,  die  für  Verwaltung  der  Berg¬ 
werke,  Mineralquellen  usw.  gemacht  sind,  weil  sie  zu  den 
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Ausgaben  gehören,  die  der  Staat  zum  Zweck,  Ueberschüsse 
zu  erlangen,  |madit. 

Die  Bruttoausgaben  waren: 

1893/94  5  387  481,—  Frcs. 

1897/98  6  261  546,08  „ 

1902/03  4  235  704,—  „ 

1906/07  4  741  247,—  „ 

Auswärtiges  Amt. 

Die  Ausgaben  ides  Auswärtigen  Amts  schwanken 
1893—1907  zwischen  1  649  883—2  494  250  Frcs. 

Die  Gleichgewichtsfrage. 

Von  den  Fragen,  die  die  materielle  Ordnung  des  Staats¬ 
haushalts  behandeln,  ist  die  Gleidhgewichtsfrage  die  wich¬ 
tigste,  ,weil  [durch!  {ihre  ^Lösung  (die  Beseitigung  des  chronischen 
Defizits  möglich  ist.  Die  Finanzwissenschaft  empfiehlt  in 
dieser  Hinsicht  feste  Prinzipien;  in  der  Praxis  aber  deckt 
man  häufig  außerordentliche  Ausgaben  durch  ordentliche 
Einnahmen,  und  dadurch  gelangt  man  zu  Scheindefiziten, 
weit  wirkliche  Ausfälle  nur  dann  vorhanden  sind,  wenn  das 
Normalerfordernis  durch  die  ordentlichen  Einnahmen  nicht 
gedeckt  wird.  Dadurch  sind  die  Untersuchungen,  die  eine 
wahre  Darlegung  der  materiellen  Ordnung  des  Staatshaus¬ 
halts  bezwecken,  erschwert  und  große  Umrechnungen  des 
Etats  nötig.  Die  amtlichen  Angaben  können  nur  mit  Vor¬ 
sicht  zu  diesem  Zwecke  benutzt  werden.  Wichtig  ist  ferner 
die  Würdigung  der  Ueberschüsse.  Man  ist  in  der  Wissen¬ 
schaft  gewöhnt,  im  allgemeinen  einen  kleinen  Ueberschuß 
als  nötig  zu  betrachten.  Durch  diese  Ueberschüsse  sind 
die  kleinen  außerordentlichen  Ausgaben  zu  decken,  die  im 
Laufe  der  Finanzperiode  erwachsen,  außer  den  privat-  und 
staatswirtschaftlichen  Kapitalanlagen,  die  durch  Benutzung 
des  Staatskredits  gedeckt  werden  sollen.  Zu  große  Ueber¬ 
schüsse  sind  eine  Gefahr  für  die  Ordnung  der  Finanzen, 
weil  dadurch  dem  Verschwendungsgeist  der  Parlamente  freier 
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Raum  gegeben  wird.  In  Agrarstaaten  ist  die  Sache  anders 
zu  beurteilen.  Diese  Staaten  befinden  sich  in  einer  be¬ 
sonderen  Lage  dadurch,  daß  die;  ganze  Produktion  ihrer 
Volkswirtschaft  von  der  Lage  der  Landwirtschaft  abhängig 
ist,  und  eine  gute  oder  schlechte  Ernte  eine  Verschlechterung 
der  ganzen  Finanzlage  (bringt. Die,  veranschlagten  Einnahmen 
können  nicht  erzielt  werden,  und  dadurch  entsteht  |das 
Defizit.  Folgen  die  Defizite  mehrere  Jahre  hintereinander, 
dann  gibt  es  keinen  anderen  Weg  zur  Deckung  des  Normal¬ 
erfordernisses,  als  Anleihen  zu  machen  und  mit  chronischen 
Defiziten  zu  wirtschaften.  Anders  ist  es  in  den  Staaten,  die  zu¬ 
gleich  Industrie-  und  Agrarstaaten  sind,  weil  selten  eine  Krise 
in  allen  Zweigen  der  Volkswirtschaft  vorhanden  ist.  Es  bleibt 
dem  Staate  noch  die  Möglichkeit,  von  den  Einzelwirtschaften, 
die  nicht  getroffen  werden,  seine  Einnahmen  zu  decken.  Man 
sucht  sich  in  solchen  Fällen,  wie  aus  den  folgenden  Unter¬ 
suchungen  über  das  Gleichgewicht  im  rumänischen  Staats¬ 
haushalt  zu  ersehen  ist,  dadurch  zu  helfen,  daß,  man,  um  allen 
Eventualitäten  zu  entgehen,  die  Veranschlagungen  der  Ein¬ 
nahmen  immer  sehr  vorsichtig  und  hinter  der  Wahrscheinlich¬ 
keit  zurückbleibend  macht,  und  nach  dieser  Summe  die  Aus¬ 
gaben  balanziert.  Dadurch  ist  es  möglich,  Ausfälle  zu  ver¬ 
hüten,  oder  doch  im  schlimmsten  Falle  nur  kleine  Ausfälle 
hinnehmen  zu  müssen.  Im  rumänischen  Staatshaushalt  sind 
auf  diese  Weise  in  den  letzten  Jahren  immer  große  Ueber- 
schüsse  erreicht  worden,  wovon  die  außerordentlichen  Aus¬ 
gaben  im  Großen  und  Ganzen  gedeckt  wurden.  Dies  be¬ 
weist,  (daß  (das  (Wirtschaften  mit  Ueberschüssen  sich 'bewährte. 
Dasselbe  System  wurde  in  Rußland  angewendet  und  mit  den 
erreichten  Ueberschüssen  ein  großer  Teil  des  russischen 
Eisenbahnnetzes  gebaut.  So  war  es  Rußland  auch  möglich, 
gut  balanzierte  Budgets  dem  Auslande  vorzulegen  und  da¬ 
durch  dem  Staate  neue  Anleihen  zu  ermöglichen7. 


7.  Dr.  G.  Sodoffsky,  Das  russ.  Reichsbudget.  Fin.  Arch. 
26.  Jahrg.  1909,  Bd.  I. 
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Es  wäre  demnach  zu  empfehlen,  in  Agrarstaaten  ein 
Budget  mit  großen  Ueberschüssen  zu  erstreben,  weil  dann 
durch  eine  vernünftige  Parlamentskontrolle  die  Mißwirtschaft 
nicht  möglich  wäre.  Die  vergleichende  Würdigung  der 
Defizite  nach  den  Staatsrechnungen  ist  wieder  sehr  schwer, 
weil  sich  in  der  Methode,  wie  die  Staaten  die  Ausgaben  und 
Einnahmen  teilen,  immer  große  Verschiedenheiten  finden. 
Selten  macht  man  den  Unterschied  zwischen  ordentlichen 
und  außerordentlichen  Ausgaben  richtig  und  konsequent.  In 
einigen  Fällen  werden  nur  die  Ausgaben  für  privat  wirtschaft¬ 
liche  Kapitalanlagen  als  außerordentliche  betrachtet.  Die 
Ausgaben  für  die  Erweiterung  bestehenden  Kapitals  in  den 
Domänen,  Hütten,  Bergwerken,  werden  fast  immer  als 
ordentliche  betrachtet,  und  dasselbe  geschieht  mit  den  staats¬ 
wirtschaftlichen  Kapitalanlagen  wie  Reformen  in  der  Ver¬ 
waltung,  Justiz,  neue  Straßenbahnen,  Wasserbau  und  Grund¬ 
kataster.  Es  wird  der  Staatskredit  manchmal  benutzt  für 
Umgestaltungen  des  Bewaffnungssystems  usw.  In  bezug  auf 
die  Einnahmen  werden  in  der  Staatsrechnung  manchmal  die 
Einnahmen  aus  Staatsschulden,  Veräußerungen  aus  Staats¬ 
eigentum  in  die  ordentlichen  Einnahmen  einbezogen.  DJejssind, 
die  Gründe,  weshalb  die  Mitteilungen  aus  den  Staatsrech¬ 
nungen  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen  sind.  Ad.  Wagner 
empfiehlt  als  Methode  zur  Würdigung  der  Ausfälle  in  einer 
längeren  Periode  die  Feststellung  des  Wachsens  der  Staats¬ 
schuld  und  der  Verminderung  des  Staatsvermögens,  von 
denen  man  die  privatwirtschaftlichen  Kapitalanlagen  abzieht. 
Es  hängt  bei  der  Würdigung  der  Ausfälle  nach  dieser 
Methode  viel  davon  ab,  was  man  unter  produktiven  Kapital¬ 
anlagen  versteht.  Das  Defizit  wird  größer,  wenn  man  zu  den 
produktiven  Kapitalanlagen  nur  diejenigen  rechnet,  welche 
dem  Staate  neue  Geldüberschüsse  bringen  und  kleiner,  wenn 
auch  Ausgaben  für  immaterielle  Güter  —  wie  Reformen  in 
der  Verwaltung  u.  a.  —  hinzugerechnet  werden. 

Untersuchen  wir  indes,  auf  die  Rechnungen  des  rumä- 
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nischen  Staates  gestützt,  die  Gleichgewichtsfrage,  dann  haben 
wir  in  der  Finanzperiode  1862 — 1906  folgende  Ueberschüsse 
und  Ausfälle. 

Aus  der  Aufstellung  des  rumänischen  Rechnungshofes 
von  1862 — 1906  läßt  sich  ersehen,  daß  22  Jahre  mit  Ueber- 
schüssen  und  23  mit  Ausfällen  abgeschlossen  haben. 

Summa  der  Ueberschüsse  298146  713,95  Frcs. 

Summa  der  Ausfälle  226  466  699,15  „ 

Bei  dieser  Gelegenheit  ist  es  wichtig,  die  rumänische 
Budgetpolitik  in  der  schweren  finanziellen  Krise  des  Jahres 
1899/1900  zu  untersuchen. 

Das  Jahr  1899/1900  hatte  das  größte  Defizit,  das  zu  er¬ 
warten  war,  nämlich  35  404  909,52  Frcs.  ergeben.  Die  Ur¬ 
sache  dieses  großen  Ausfalls  war  das  fortdauernde  Wachsen 
der  Ausgaben  und  der  Stillstand  der  ordentlichen  Einnahmen, 
die  manchmal  durch  die  schlechten  Ernten  sogar  auch  ge¬ 
sunken  sind.  Zwischen  1888—1904  sind  die  Einnahmen  nur 
um  30°/o  gewachsen,  während  die  Ausgaben  um  46°/0 
wuchsen.  Es  war  eine  L^ge,  die  dazu  zwang,  ordentliche 
Ausgaben  durch  Schulden  zu  decken,  und  die  zu  einer 
Chronischen  Defizitwirtschaft  führte.  Wenn  noch  hervor¬ 
gehoben  wird,  daß  der  rumänische  ländliche  Grundbesitz 
aus  dem  Nettoeinkommen  1899  30,17  °/0  nur  an  Zinsen,  für 
Hypotheken  und  Steuern  zahlte  und  der  städtische  Grund¬ 
besitz  48°/0,  und  wenn  ferner  hervorgehoben  wird,  daß  wir 
eine  passive  Handelsbilanz  hatten  und  genötigt  waren,  Diffe¬ 
renzen  auf  anderem  Wege  auszugleichen,  dann  kann  man  ver¬ 
stehen,  daß  fast  jährlich  durch  Anleihen  von  1871 — 1900 
mehr  als  50  Millionen  Gold  ins  Land  eingeführt  wurden8. 
Diese  Lage  führte  zu  dem  großen  Ausfall  des  Jahres 
1899,  der  umso  schwerer  zu  decken  war,  weil  keine  Anleihen 
mehr  möglich  waren.  Der  einzige  Weg,  das  Gleichgewicht 


8.  Nenitescu  Raportorul  budgetului  18.  Mai  1904.  Parlaments¬ 
verhandlungen. 
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wieder  herzustellen,  war  die  Verminderung  der  Ausgaben  und 
eine  derartige  Veranschlagung  der  Einnahmen,  daß  sie  nicht 
Fehlbeträge  ergaben. 

In  dieser  Beziehung  äußert  sich  der  ehemalige  Finanz¬ 
minister  Tache  Jonescu  1906  in  der  Begründung  des  Finanz¬ 
gesetzes  : 

„In  unserer  Lage  sind  Veranschlagungen  so  viel  wie 
möglich  richtig  zu  machen,  um  das  Defizit  zu  beseitigen.“ 

Die  neue  Budgetpolitik  des  rumänischen  Staates  war  von 
dem  Begründer  des  Finanzgesetzes  des  Jahres  1903  T.  Pro- 
topopescu  wie  folgt  formuliert: 

„Die  Einnahmen  sollen  unter  den  durchschnittlich  er¬ 
zielten  Einnahmen  der  letzten  Jahre  veranschlagt  werden 
und  die  Ausgaben  unter  diesen  Veranschlagungen.  Die  Aus¬ 
gaben  müssen  beschränkt  werden  auf  die  budgetarisch  votier¬ 
ten,  ohne  durch  Ergänzungskredite  vergrößert  zu  werden.“ 

Auf  diese  Weise  würde  das  Gleichgewicht  wieder  her- 
gestellt.  Im  Jahre  1901/02  wurden  vom  Ausgabebudget 
26  825  400  Frcs.  gespart  und  so  die  Ausgaben  von  245  325  400 
auf  218  500  000  Frcs.  beschränkt.  Die  Veranschlagungen 
wurden  nach  dem  neuen  Gesichtspunkte  gemacht,  und  die  in¬ 
direkten  Steuern  wurden  bei  der  Veranschlagung  um 
15  350  000  Frcs.  vermindert.  Diese  Budgetpolitik  bewirkte, 
daß  in  den  letzten  Jahren  die  Haushalte  mit  großen  Ueber- 
schüssen  balanzierten.  Viele  der  außerordentlichen  Ausgaben 
wurden  durch  sie  gedeckt.  Ein  großer  Teil  wurde  dem 
Kriegsministerium  für  Erneuerung  des  Kriegsmaterials  über¬ 
wiesen,  in  der  Periode  1901 — 1906  53  533  990  Frcs.  von 
187  058187  Frcs.  des  gesamten  Ueberschusses  dieser  Jahre; 
24  709192,32  Frcs.  wurden  für  öffentliche  Arbeiten  bestimmt, 
im  ganzen  wurden  41  °/0  der  Ueberschüsse  für  außerordent¬ 
liche  Ausgaben  bestimmt.  Das  Verfahren,  mit  großen  Ueber- 
schüssen  zu  wirtschaften,  ist  also  für  rumänische  Verhältnisse 
ratsam,  wie  die  Praxis  beweist.  Um  aber  zu  einer  besseren 
Würdigung  der  Gleichgewichtsfrage  zu  gelangen,  wäre  es 
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nötig,  eine  systematischere  Verteilung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  nach  den  Grundsätzen,  wie  wir  sie  in  dem 
zweiten  Abschnitt  unserer  Arbeit  dargetan  haben,  vorzu¬ 
nehmen. 

Eine  Einteilung  des  Budgets  in  Ordinarium  und  Extra- 
ordinarium  wäre  das  Empfehlenswerteste,  um  einen  klaren 
Einblick  in  die  Lage  der  rumänischen  Finanzen  zu  er¬ 
möglichen. 


IV. 


Formelle  Ordnung  des  rumänischen  Staatshaushalts. 

Bei  der  formellen  Ordnung  handelt  es  sich  mehr  um  die 
technischen  und  verwaltungsrechtlichen  Fragen1.  „Sie  wird 
durch  das  Budget  insofern  begründet,  als  es  die  Methode  der 
konkreten  Durchführung  für  die  finanziellen  Aufgaben  er¬ 
sichtlich  macht.  Es  zeigt  in  systematischem  Ueberblick  und 
sachlicher  Vollständigkeit  die  Beschaffung  der  Sachgüter  und 
Leistungen  und  deren  Verwaltung  und  Verwendung“2.  Wir 
behandeln  im  folgenden  hiernach  den  rumänischen  Staats¬ 
haushalt.  Es  werden  die  Vorbereitungen,  die  parlamenta¬ 
rische  Votierung,  die  Ausführung  und  Kontrolle  untersucht. 

1 .  Die  Vorbereitung. 

Nach  dem  Gesetze  der  Komptabilität  sind  die  Ausgaben 
und  Einnahmen  jeder  Staatsverwaltung  für  jedes  Jahr  zu  be¬ 
stimmen.  Jeder  Minister  bereitet  den  Haushalt  seines 
Departements  vor,  und  alle  Haushalte  werden  im  Finanz¬ 
ministerium  zentralisiert,  wo  man  das  Budget  der  Einnahmen 
beifügt.  Dann  wird  der  Gesamthaushalt  ins  Parlament  zur 
Votierung  gesandt.  Wenn  wegen  unvorhergesehener  Ur¬ 
sachen  das  Budget  nicht  rechtzeitig  votiert  ist,  hat  die  Regie¬ 
rung  das  Recht,  das  Budget  des  Vorjahres  zu  benutzen.  Das 
Finanzjahr  lief  nach  dem  Gesetze  von  1875  vom  1.  Januar 


1.  A.  Wagner,  Finanzwissenschaft,  Bd.  I.  S.  183 — 334. 

2.  M.  v.  Heckel^  Das  Budget,  S.  7. 
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bis  31.  Dezember.  Später  wurde  es  auf  die  Zeit  vom  1.  April 
bis  31.  März  gelegt.  Die  Finanzperiode  dauert  vom  1.  April 
bis  zum  30.  September.  Wie  das  Budget  vorbereitet  werden 
muß,  lassen  die  zwei  Eigenschaften,  die  ein  gutes  Budget 
haben  muß,  erkennen.  Sturm  sagt3 :  „Les  budgets  doivent 
decrire  in  extenso  toutes  les  operations  de  recettes  et  de 
depenses,  sans  confusion  ni  attenuation.“ 

„Les  budgets  doivent  attribuer  aux  recettes  et  aux 
depenses  une  evaluation  aussi  exacte  que  possible.“1 

Als  erste  Eigenschaft  soll  der  Staatshaushalt  die  Uni¬ 
versalität  besitzen.  Der  Staatshaushalt  muß  der  Kammer 
alle  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Staates  mit  allen  Ele¬ 
menten,  die  sie  begründen,  zur  Untersuchung  vorlegen. 
Lange  bestand  z.  B.  in  Frankreich  die  Gewohnheit,  daß  im 
Budget  nur  die  Nettoeinnahmen  enthalten  waren,  so  daß 
die  Zentralgewalt  über  große  Summen  zur  Erhebung  der 
Steuern  verfügte.  Das  dauerte  bis  zum  15.  Mai  1818.  Von 
da  ab  waren  die  Bruttoeinnahmen  im  Staatshaushalt  ent¬ 
halten,  so  daß  die  Einnahmen  plötzlich  um  120  Millionen 
Francs  stiegen4.  Im  großen  ganzen  waren  nach  Art.  16 
§  43  des  Dekrets  vom  31.  Mai  1862  die  Regeln  der  Univer¬ 
salität:  „Verständige  Beschreibung  und  Einteilung  der  Aus¬ 
gaben  und  Einnahmen  des  Staates“,  so  daß  alle  der  vollen 
Kontrolle  des  Parlaments  unterstanden5.  In  Gemeinschaft 
mit  der  Universalität  muß  die  Einheit  des  Etats  stehen. 
Gegen  diese  Regel  sündigen  die  vielen  Nebenetats,  die  in 
Frankreich  vorhanden  sind.  Als  Algerien  im  Jahre  1891 
einen  Nebenetat  verlangte,  den  es  1900  bekommen  hat, 
äußerte  sich  der  Rapporteur  des  Finanzgesetzes  dieses 
Jahres : 

„Wir  haben  ein  halbes  Jahrhundert  um  die  Einheit  des 


3.  Rene  Stourm,  Le  Budget,  1909.  S.  138. 

4.  Rene  Stourm,  Le  Budget,  1909.  S.  143. 

5.  Rene  Stourm,  Budget,  S.  151. 
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Budgets  gekämpft  und  alle  Finanzminister  haben  mitgeholfen. 
Jedes  Jahr  machte  man  Versuche,  diese  Einheit  zu  stärken, 
mit  der  Einheit  des  Budgets  haben  wir  die  Ordnung  und  die 
Finanzkontrolle  erkämpft,  und  heute  mehr  als  irgendwann 
müssen  wir  sie  bewahren.“ 

In  England  hatte  man  erst  1848  Maßregeln  ergriffen, 
die  Einheit  des  Budgets  zu  wahren  und  begründete  dies  mit 
den  Worten :  „Die  Kammer  hat  eingesehen,  daß  sie  die  Ein¬ 
nahmen  des  Staates  nicht  gut  verwalten  kann,  wenn  alle 
Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  nicht  in  der  Zentral¬ 
kasse  des  Staates  vereinnahmt  werden.“ 

Das  hatte  zur  Folge,  daß  wie  in  Frankreich  1818,  die 
Einnahmen  plötzlich  um  91  710  000  M.  (4  500  000  £)  stiegen. 
In  Preußen  sind  die  Nettoeinnahmen  von  verschiedenen 
Unternehmungen  des  Staates  im  Hauptstaatshaushält  ent¬ 
halten,  aber  in  den  Spezialbudgets  finden  sich  die  Budgetein¬ 
nahmen  im  „detail“  (brutto). 

Im  rumänischen  Staatshaushalt  waren  schon  lange  die 
Bruttoeinnahmen  enthalten,  aber  das  Budget  bis  1908/09 
hatte  unter  der  großen  Fülle  von  35  Nebenetats  zu  leiden, 
die  mit  ihren  verschiedenen  Einzelkassen  die  Klarheit  und 
Einheit  durchbrachen. 

Leon  Say  äußert  sich  in  bezug  auf  diese  Frage6:  „II 
n’y  a  d’unite  de  budget  que  si  on  a  reussi  ä  faire  entrer 
toutes  les  recettes  dans  une  seule  caisse  et  ä  faire  sortir 
Pargent  de  toutes  les  depenses  du  meme  et  unique  grand 
fornd  commun.“ 

In  Rumänien  wurde  1908/09  der  erste  Versuch  gemacht, 
die  Einheit  des  Budgets  zu  erreichen.  Der  Begründer  des 
Finanzgesetzes  des  Jahres  1908/09  äußert  sich  in  bezug  auf 
das  Budget  dieses  Jahres,  daß  es  zwei  große  Eigenschaften 
habe,  die  Einheit,  weil  alle  35  Nebenetats  beseitigt  wären, 
und  als  zweite,  daß  die  ordentlichen  Ausgaben  in  richtige 


6.  Journal  des  debats,  7.  Okt.  1900. 
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Veranschlagung  gebracht  wären,  um  nicht  mehr  durch  Er¬ 
gänzungskredite  ergänzt  zu  werden,  und  dadurch  indirekt 
die  Ausgaben  zu  vergrößern.  Um  den  Unterschied  zwischen 
der  Einheit  des  Budgets  vor  und  nach  der  Aenderung  klar  zu 
machen,  werden  wir  die  Einteilung  der  Ausgaben  und  Ein¬ 
nahmen  der  Jahre  1907/08  und  1908/09  untersuchen. 

Bis  1907  waren  alle  Ueberschüsse  und  Zuschüsse  der 
Nebenetats  in  dem  Generaletat  enthalten.  So  war  der 
Finanzbedarf  des  Jahres  1907/08: 

Einnahmen: 


Direkte  Steuern 

44  200  00,— 

Frcs. 

Indirekte  Steuern 

51  960  000,— 

11 

Stempel-  und  Einregistrierungssteuer 

19  650  000,— 

11 

Staatsmonopole 

52  985  000,— 

11 

Andere  Gebühren 

1  151  000,— 

11 

Oeffentliche  Unternehmungen 

32  000  000,— 

>> 

Staatsdomänen 

28  661  000,— 

ii 

Andere  Einnahmen 

12  030  753,— 

ii 

Subventionen  (Hilfszahlungen) 

9  837  703,57 

ii 

Summa : 

252  475  456,57  Frcs. 

Unter  anderen  Gebühren  sind  zu  verstehen  die  Stempe¬ 
lung  der  Wertsachen,  die  Paßgebühren,  die  Gesandtschafts¬ 
einnahmen,  Lotsengebühr,  die  Naturalisationsgebühren,  die 
Strafgelder  für  die  Uebertretung  bei  der  Schiffahrt  usw. 
Die  öffentlichen  Unternehmungen  beziehen  sich  auf  das 
Nettoeinkommen  der  Staatseisenbahnen,  Lager-  und  Pack¬ 
höfe,  Flußschiffahrt,  Post,  Telegraph,  Telephon.  Hilfsgelder 
sind  die  verschiedenen  Summen,  die  die  Städte  oder  andere 
Verwaltungen  dem  Staate  für  geleistete  Dienste  bezahlen; 
unter  andern  Einnahmen  sind  die  Ueberschüsse  aus  den 
Nebenetats  zu  verstehen. 
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Ausgaben: 


Schuld 

84  950  023  Frcs. 

Dotationen 

9  860  805 

ji 

Kriegsministerium 

49  768  018 

)> 

Finanzministerium 

27  702  781 

>> 

Kultus  und  Unterricht 

29  206  908 

?> 

Ministerium  des  Innern 

23  102  399 

Ministerium  der  öffentl.  Arbeiten 

7  940128 

>> 

Justizministerium 

6  479  472 

ff 

Landwirtschaftsministerium 

5  197  737 

ff 

Auswärtiges  Amt 

2  972  523 

ff 

Regierungspräsidium 

56  750 

jf 

Summa : 

246  237  546  Frcs. 

Ergänzungskredite 

3  200  000 

ff 

•  Summa : 

252  475  456  Frcs, 

Die  Dotationen  enthalten  die  Zivilliste,  die  Ausgaben 

für  die  Kammern,  die  Hilfssumme  für  die  Pensionskasse  des 
Staates  und  die  verschiedenen  Summen,  mit  denen  der  Staat 
die  Privatunternehmungen  unterstützt.  Alle  die  anderen  Zu¬ 
schüsse,  die  zugunsten  der  Nebenetats  gemacht  sind,  sind 
in  den  Ausgaben  der  einzelnen  Ministerien  enthalten. 

Der  Staatshaushalt  des  Jahres  1 908/09. 

In  diesem  Etat  wurden  die  35  Nebenetats  vollkommen 
beseitigt.  Der  erste  Versuch  wurde  im  Jahre  1903  gemacht, 
indem  alle  Neben-  oder  Spezialetats  dem  Komptabilitäts- 
gesetze  des  Staates  untergeordnet  wurden.  Das  war  aber 
unvollkommen,  denn  die  Kontrolle  ist  doch  sehr  schwer, 
weil  die  Spezialetats  allein  verwaltet  werden. 

Da  die  Verwaltung  unabhängig  ist,  wenn  die  veran¬ 
schlagten  Einnahmen  nicht  gemacht  werden,  bleiben  viele 
Schuldurkunden  unbezahlt,  Schuldurkunden,  die  nicht  unbe¬ 
rücksichtigt  geblieben  wären,  wenn  die  Zahlung  aus  der 
Generalkasse  des  Staates  gemacht  wäre.  In  der  Begründung 
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des  Gesetzes,  durch  das  man  die  Einheit  des  Budgets  ein¬ 
führte,  heißt  es  in  bezug  auf  diese  Frage:  „Durch  die  In¬ 
korporation  der  Nebenetats  in  den  Generaletat  wird  die 
Finanzkontrolle  erleichtert,  die  Finanzverwaltung  ebenfalls, 
urrd  der  Etat  wird  das  wahre  Bild  der  Ausgaben  und  Ein¬ 
nahmen  des  Staates  geben.“ 


Der  Finanzbedarf  des  Jahres  1 908/09. 


Einnahmen : 

Direkte  Steuern 

Indirekte  Steuern 

Stempel-  und  Eintragungsgebühr 

Staatsmonopole 

Oeffentliche  Unternehmungen 

Staatsdomänen 

Hilfszahlungen 

Verwaltungseinnahmen : 
Finanzministerium 
Ministerium  des  Innern 
Justizministerium 
Ministerium  des  Aeußern 
Landwirtschaftsministerium 
Kriegsministerium 
Ministerium  für  öffentl.  Arbeiten 
Kultus  und  Unterricht 

Summa : 


42  240  000,—  Frcs. 
63  360  000,—  „ 

21  400  000,—  „ 

58  350  000,—  „ 

103  845  000,—  „ 

28  579  000,—.  „ 
19189  000,—  „ 

59  498  300,—  „ 

4  374  950,—  „ 

1  632  000,—  „ 

180  000,—  „ 
477  500,—  „ 

564  266,50  „ 

209  000,—  „ 

7112019,18  „ 

411  011  035,68  Frcs. 


Unter  Verwaltungseinnahmen  sind  im  Finanzministerium 
die  Ueberschüsse  der  Caisse  d’Epargnes  et  consignation,  die  b 
Dividenden  der  Nationalnotenbank,  die  Einnahmen  des 
Kommunalfonds,  seitdem  der  Oktroi  beseitigt  ist,  und  die 
Ueberschüsse  aus  der  Kredit-Agrarbank  einbegriffen. 


Ausgaben  : 
Finanzministerium 
Kriegsministerium 


176  845  247,15  Frcs. 
54174  668,15  „ 
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Kultusministerium 
Ministerium  des  Innern 
Ministerium  für  öffentl.  Arbeiten 
Justizministerium 
Landwirtschaftsministerium 
Ministerium  f.  Handel  u.  Industrie 
Auswärtiges  Amt 
R  egi  e  r  ungs  p  räsiid  i  u  m 


38  706  250,— 


39  526  583,—  „ 


73918  264,— 
9  617  520,— 


7  011  643,60  „ 


1  071  238,— 

2  811  484,— 


58  370,— 


Summa : 


403  741  268,90  Frcs. 


Die  Dotationen  und  Ausgaben  für  die  öffentliche  Schuld 
sind  in  die  Ausgaben  des  Finanzministeriums  einbezogen. 
Nach  dem  Budget  des  Jahres  1908/09  sind  durch  die 
Zentralisierung  der  Nebenetats  die  Einnahmen  auf 
411  011  035,68,  die  Ausgaben  auf  403  741  268,90  gestiegen. 

Es  ist  sehr  wichtig,  daß  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
in  einem  Staatshaushalt  in  Einklang  mit  der  Wirklichkeit 
veranschlagt  werden.  Es  ist  dies  die  schwierigste  Frage 
bei  der  Bilanzierung  des  Staatshaushalts. 

Veranschlagung  der  Einnahmen. 

Die  Veranschlagung  der  Einnahmen  ist  auf  dreierlei 
Weise  möglich:  automatisch  (wie  Sturm  sagt),  durch  Ver¬ 
größerung  und  durch  direkte  Veranschlagung.  Die  ersten 
beiden  Methoden  werden  nur  in  Frankreich  angewendet. 
Nach  der  automatischen  veranschlagt  man  die  Einnahmen 
nach  den  erzielten  Einnahmen  des  Vorjahres.  Sie  wurde 
unter  der  Restauration  zum  ersten  Male  versuchsweise  und 
endgültig  von  Willele  im  Jahre  1832  angewendet7. 

Weil  aber  in  Frankreich  das  Finanzgesetz  2  Jahre  vor 
der  Anwendung  votiert  wurde  und  auf  diese  Weise  Ver¬ 
anschlagungen  benutzt  wurden,  die  2  Jahre  vor  Geltung  des 
Budgets  richtig  waren,  wurden  große  Ueberschüsse  erzielt, 


7.  Stourrn,  Budget  S.  168. 
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die  Verschwendung  hervorriefen.  So  äußerte  sich  der  Vor¬ 
sitzende  der  Commission  du  budget  des  Jahres  1885,  M.  de 
Richemond:  „L’ancien  mode  de  proceder  (il  s’agit  du 
Systeme  inaugure  sous  la  Restauration)  a  des  avantages  que 
nous  ne  meconnaissons  pas.  Mais  il  a  Pinconvenient  d’attri- 
buer  aux  recettes  une  valeur  toujours  inferieur  ä  la  realite  et 
d’obliger  ainsi  ä  apprecier  les  depenses  ä  un  taux  que  Fon 
sait  etre  egalement  de  beauöoup  au  dessous  de  la  realite“8. 

Die  zweite  Methode  brachte  ein  Gesetzentwurf  der 
Regierung  im  Jahre  1882,  der  bestimmte,  daßs  die  Veran¬ 
schlagungen  vergrößert  werden  sollten,  um  den  Durchschnitt, 
den  man  über  die  Veranschlagungen  in  den  letzten  3  Jahren 
erzielt  hatte.  Das  Parlament  setzte  diese  Zeit  auf  5  Jahre 
fest.  Diese  Methode,  als  diejenige  der  Vergrößerung  bezeich¬ 
net,  wurde  seit  1883  in  Frankreich  immer  angewandt.  In 
den  andern  Staaten  ist  die  direkte  Veranschlagung  im  Ge¬ 
brauch,  weil  keine  sehr  lange  Zeit  zwischen  Vorbereitung 
und  Anwendung  des  Budgets  vergeht. 

Das  bringt  mit  sich,  daß  die  Veranschlagungen  nach  den 
Ergebnissen  des  letzten  Jahres  gemacht  werden.  In  England 
sind  die  Verwaltungen  verantwortlich  für  alle  Veran¬ 
schlagungen,  die  nach  persönlicher  Würdigung  der  Verhält¬ 
nisse  gemacht  werden.  Die  Veranschlagungen  der  englischen 
Verwaltung  sündigen  durch  zu  große  Mäßigung. 

Ueber  das  Budget  1907/08  äußerte  sich  der  damalige 
Finanzminister  Asquith :  „Die  Veranschlagungen  der  Ein¬ 
nahmen  aus  den  Zöllen  und  Oktrois  sind  so  gemacht,  daß 
eine  Steigerung  möglich  sein  wird,  eine  Steigerung  bestimmt 
durch  die  normale  Steigerung  des  allgemeinen  Verbrauchs“9. 
In  Preußen  sind  aus  demselben  Grunde,  weil  das  Finanz¬ 
gesetz  sehr  nahe  vor  dem  Schluß  des  Finanzjahres  votiert 
wird,  und  gleich  in  Anwendung  tritt,  die  Veranschlagungen 


8.  Rapp.  d.  la  Commiss.  du  budget  de  1885,  165. 

9.  Rede,  gehalten  den  18.  April  1907. 
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sehr  präzis.  So  wurde  in  einer  Eröffnungsrede  des  Land¬ 
tages  mitgeteilt:  „daß  die  jetzige  Finanzgebahrung  nach  dem 
bisherigen  Ergebnisse  mit  einem  UebersChußi  schließen  wird. 
Diese  Zustände  erlauben  eine  Vergrößerung  der  Ausgaben 
für  das  zukünftige  Jahr“  Man  vergrößert  die  Ausgaben, 
da  es  sich  im  Januar  zeigt,  daß  die  Verhältnisse  für  diese 
Operation  günstig  sind. 

In  Belgien  ist  dasselbe  System  in  Kraft,  nur  nicht  für 
die  Zölle,  für  die  der  Durchschnitt  der  letzten  drei  Jahre 
der  Veranschlagung  zugrundegelegt  ist.  In  Rumänien  gab 
es  bis  zum  Jahre  1877  keine  feste  Norm  der  Veranschlagun¬ 
gen.  Der  erste  Staatshaushalt  im  eigentlichen  Sinne  war  im 
Jahre  1832  benutzt  mit  Inkrafttreten  des  organischen  Regle¬ 
ments,  das  nach  Uebeigehen  der  zwei  Douaufürstentümer 
unter  die  Souveränität  Rußlands  in  Anwendung  trat.  Nach 
diesem  Gesetz  wurden  die  Veranschlagungen  auf  eine  Periode 
von  7  Jahren  gemacht.  Ausfälle  in  den  Einnahmen  des 
Staates  waren  schwer,  weil  die  Einwohner  der  Gemeinden 
solidarisch  verantwortlich  waren  für  die  Quote  der  Steuer, 
welche  sie  zu  bezahlen  verpflichtet  waren. 

Das  erste  Gesetz,  das  das  Budget  ordnete,  war  ein 
Reglement,  das  sich  auf  die  Konvention  von  Paris  1858, 
Art.  22 — 26,  bezog,  und  das  die  Normen  für  die  Entwicklung 
des  Budgets  bestimmte.  Dieses  Reglement  wurde  durch  das 
Gesetz  vom  Jahre  1864  ersetzt.  Die  beiden  Gesetze  enthalten 
keine  Bestimmungen  über  die  Art  der  Veranschlagungen. 
Deswegen  wurden  die  Veranschlagungen  willkürlich  gemacht. 
Die  Ausgaben  wuchsen,  ohne  daß'  dafür  Deckung  geschaffen 
wurde,  und  um  das  Budget  zum  scheinbaren  Ausgleich  zu 
bringen,  machte  man  die  Veranschlagungen  über  die  Wirk¬ 
lichkeit  und  deckte  die  entstandenen  Defizite  durch 
schwebende  Schuld.  Dies  veranlaßte  ein  Gesetz  des  ehe¬ 
maligen  Ministerpräsidenten,  D.  Stürza,  vom  8.  April  1877, 
das  die  Einführung  einiger  Normen  für  die  Einschätzung 
bestimmte,  um  einen  realen  Ausgleich  zwischen  Einnahmen 
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und  Ausgaben  zu  erreichen.  Die  Veranschlagungen  der  Ein¬ 
nahmen  sollten  sich  nach  dem  Durchschnitt  der  tatsächlichen 
Einnahmen  der  letzten  drei  Jahre  weniger  5°/0  richten;  dieser 
letzte  Punkt  entfachte  in  der  Kammer  eine  große  Diskussion, 
indem  viele  die  5  °/0  auf  3  °/0  herabzusetzen  wünschten,  da 
sonst  die  Ausgaben  durch  die  Einnahmen  nicht  bilanziert 
sein  könnten  und  die  Not  zu  neuen  Steuern  zwänge.  Es 
wurden  zuletzt  doch  die  5°/o  votiert.  Die  zweite  Bestimmung 
dieses  Gesetzes  war,  daß  im  Falle  eines  Ausfalls  die  Re¬ 
gierung  nur  neue  Steuern  zur  Deckung  des!  Ausfalls  anwenden 
dürfe.  Dies  bezweckte,  daß  einmal  die  Deckung  der  ordent¬ 
lichen  Ausgaben  durch  Schulden  aufhören  sollte,  und  end¬ 
lich  durch  Erhebung  der  Steuern  das  reale  Gleichgewicht 
erzielt  würde.  (Dieses  von  dem  Senat  votierte  Gesetz  wurde 
durch  die  Kammer  zurückgewiesen,  weil  nach  der  rumä¬ 
nischen  Verfassung  nur  die  Kammer  über  Finanzgesetze  zu 
bestimmen  hat,  und  durch  das  in  Betracht  kommende  Gesetz 
auch  dem  Senat  dies  Recht  gegeben  wurde.) 

Es  wurden  dieselben  willkürlichen  Veranschlagungen 
weiter  gemacht.  Finanzminister  Stürza  äußerte  sich :  „Um 
die  Ausgaben  zu  vergrößern  hatte  man  mit  Absicht  die 
Einnahmen  höher  eingeschätzt  und  die  Ausgaben  wachsen 
lassen,  ohne  für  Deckung  zu  sorgen,  so  daßi  es  dahin  kam, 
daß  die  ordentlichen  Ausgaben  nicht  mehr  durch  ordent¬ 
liche  Einnahmen  gedeckt  werden  konnten.“  Dies  war  die 
Aera  der  chronischen  Defizite  und  des  dauernden  Steigens 
der  schwebenden  Schuld.  Diese  Lage  dauerte  bis  zum  Jahre 
1899,  als  ein  Ausfall  im  Flaushalt  von  45  Millionen  vorkam, 
und  als  die  Unmöglichkeit,  weiter  durch  Anleihen  zu  helfen, 
zu  einem  energischen  Einschreiten  zwang,  um  den  Staat  vor 
dem  Bankrott  zu  retten.  Die  Methode,  die  angewandt  wurde, 
um  die  Einnahmen  richtig  einzuschätzen  und  danach  die  Aus¬ 
gaben  zu  bilanzieren,  so  daß  wieder  die  ordentlichen  Aus¬ 
gaben  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wurden,  war, 
die  Veranschlagungen  nach  dem  Durchschnitt  der  erzielten 
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Einnahmen  in  den  letzten  5  Jahren  zu  machen.  Der  Be¬ 
gründer  des  Finanzgesetzes  vom  Jahre  1903  empfahl  auch, 
die  Ausgaben  so  zu  veranschlagen,  daß,  sie  hinter  den  ver¬ 
anschlagten  Einnahmen  zurückblieben.  Diese  Budgetpolitik 
führte  zur  Bilanzierung  des  rumänischen  Staatshaushalts  in 
den  letzten  Jahren.  Es  ist  selbstverständlich  die  beste 
Methode,  die  Veranschlagungen  möglichst  direkt  und  im  Ein¬ 
klang  mit  der  Wirklichkeit  zu  machen,  und  es  ist  auch  gut, 
wenn  die  Ergebnisse  des  letzten  Gebarungsjahres  als  Stütze 
genommen  werden.  Das  ist  nur  in  den  Staaten  möglich,  in 
denen  das  Finanzjahr  mit  dem  1.  April  anfängt  und  das 
Budget  nicht  2  Jahre  vor  der  Anwendung  votiert  wird,  wie 
in  Frankreich,  wo  die  Einschätzungen  sich  auf  Ergebnisse 
stützen,  die  zu  fern  von  der  Gegenwart  liegen.  In  Italien 
schätzt  man  die  Einnahmen  mit  großer  Vorsicht,  so  daß 
es  auf  diese  Weise  möjglich  ist,  Ueberschüsse  zu  erzielen. 
So  äußerte  sich  der  Finanzminister  Luzzati  im  Expose 
financier  de  Pan  1905/06,  er  wolle  nicht  künstlich  die  Aus¬ 
gaben  und  Einnahmen  vermindern  oder  steigern,  und  er 
werde  sich  an  die  Ergebnisse  der  angeschlossenen  Finanz¬ 
gebarung  lehnen,  um  die  Veranschlagungen  zu  machen. 

Auch  sind  diese  direkten  Veranschlagungen  nur  möglich 
in  den  Staaten,  wo  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  die 
Fundamente  der  Volkswirtschaft  bilden,  und  nicht  in  den 
Agrarstaaten,  wo  alles  von  der  Landwirtschaft  abhängig  ist 
und  die  Veranschlagungen  mit  der  Unsicherheit  der  Zukunft 
zu  rechnen  haben.  In  den  Agrarstaaten,  wie  Rumänien, 
werden  die  Veranschlagungen  so  in  minus  gemacht,  daß  sie 
hinter  der  Wirklichkeit  Zurückbleiben,  um  auf  diese  Weise 
einen  möglichen  Ausfall  zu  beseitigen. 

Die  zweite  Frage,  von  der  die  Bilanzierung  des  Budgets 
abhängig  ist,  ist  die  richtige 

Veranschlagung  der  Ausgaben, 
damit  den  Regierungen  die  Möglichkeit  genommen  wird, 
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die  Ausgaben  mittelbar  durch  Ergänzungskredite,  denen  die 
Parlamente  zustimmen  müssen,  zu  erhöhen.  Letzteres  ist 
in  vielen  Staaten  Brauch,  vorzugsweise  in  Frankreich.  Zur 
Verurteilung  dieser  Mißwirtschaft  äußerte  sich  der  Verfasser 
des  Berichts  der  Finanzkommission  folgendermaßen10 : 
„Devant  le  flot  des  depenses  autorises  additionellement 
aucun  prevision  budgetaire  serieuse  n’est  possible.  Les 
administrations  le  savent  bien  et  ont  Fhabilite  de  reserver 
leurs  demandes  les  plus  contestables  pour  les  credits  ad- 
ditionelles  pour  Pepoque  oü  les  juges  sont  moins  severes, 
moins  bien  prepares  ä  la  resistance.  C'est  ainsi  que  rompant 
d’abord  Funite  du  budget  favorise  la  progression  des 
depenses  et  entrainent  les  finances  dans  la  voie  du  deficit.^ 

Man  hat  in  Frankreich  viele  Mittel  dagegen  versucht. 

1.  Der  erste  Versuch  wurde  im  Jahre  1836  gemacht. 
Fs  sollte  für  die  Zukunft  jedes  Gesuch  um  Ergänzungs¬ 
kredite  von  einem  Vorschlag  zu  ihrer  Deckung  begleitet  sein. 
Diese  Bestimmung  umging  {man  durch  die  formelle  Wendung: 
„Es  werden  die  Kredite  durch  die  Einnahmen  der  Finanz¬ 
gebarung  gedeckt.'“  Außer  diesem  wurden  noch  als  Mittel 
angewendet : 

2.  Mitteilung  aller  Ergänzungskredite,  die  im  Laufe  der 
Finanzperiode  verlangt  wurden,  im  Sitzungssaal. 

3.  Einführung  einer  Liste  mit  den  Ergänzungskrediten 
in  die  Vorlage  hinter  der  Begründung  des  Budgets, 

4.  Zusammenstellung  der  monatlichen  Ergänzungs- 
kredite,  die  die  sämtlichen  Ministerien  verlangen,  vom  Finanz¬ 
minister  untersucht  und  unterschrieben.  Das  geeignetste 
Mittel  ist  das  Budget  recti.fi cativ,  das  einmal  mit  dem  Finanz¬ 
gesetz  des  neuen  Jahres  dem  Parlament  vorgelegt  wird. 
Es  bietet  das  beste  Kampfmittel  gegen  Mißwirtschaft  und 
wurde  in  Italien  mit  Erfolg  benutzt.  In  dieser  Beziehung 
ist  an  dem  rumänischen  Staatshaushalt  noch  viel  zu  kritisieren. 


10.  Senat,  24.  Juli  1825. 
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Es  ist,  wie  der  Begründer  des  Finanzgesetzes  vom  Jahre 
1908/09  sich  äußert,  mit  dem  Budget  dieses  Jahres  der  Ver¬ 
such  gemacht,  die  Ausgaben  richtig  zu  veranschlagen,  und 
in  der  Begründung  deis  Finanzgesetzes  des  Jahres  1909/10 
sagt  er:  „Eine  Erklärung  muß  in  Hinsicht  auf  diesen  Haus¬ 
halt  gemacht  werden.  Bis  jetzt  waren  die  Kapitel  des 
Budgets  nicht  genug  dotiert,  so  daß  zum  Schlüsse  Er¬ 
gänzungskredite  nötig  waren.  Es  müssen  strenge  Maßregeln 
ergriffen  werden,  um  nicht  Ausgaben  über  die  votierten 
Kredite  des  Parlaments  zu  machen."" 

Die  Ausgaben  indirekt  zu  erhöhen,  ist  nach  der  strikten 
Form  des  rumänischen  Gesetzes  nicht  möglich.  In  dem 
Budget  ist  jedes  Jahr  eine  Summe  bestimmt,  für  unvorher¬ 
gesehene  Ausgaben  und  für  Fälle,  falls  die  votierten  Aus¬ 
gaben  nicht  genügen.  Der  Artikel  54  des  Komptabilitäts- 
gesetzes  bestimmt,  idaß  auf  keinen  Fall  die  extraordinären 
und  supplementären  Ausgaben  eines  Jahres  die  Summe,  die 
im  Budget  dafür  bestimmt  ist,  überschreiten  dürfen.  An¬ 
fragen  der  Verwaltungen  um  Ergänzungskredite  im  Rahmen 
der  bestimmten  Summe  wird  nicht  nachgegeben,  bevor  nicht 
der  Finanzminister  bestätigt,  daß  noch  Summen  in  dem  da¬ 
zu  bestimmten  Fonds  vorrätig  seien.  Falls  die  Summe  ver¬ 
ausgabt  wurde,  wird  der  Finanzminister  die  Wege  und  Mittel 
zeigen,  durch  die  die  Deckung  möglich  ist.  Formell  ist  das 
rumänische  Gesetz  sehr  gut  und  formell  ist  dagegen  nicht 
gesündigt,  in  der  Tat  aber  sind  die  Ausgaben  doch  ver¬ 
größert.  Die  aufgehobenen  Kredite  (annulles)  werden  be¬ 
nutzt,  um  die  Ausgaben,  die  die  votierten  überschreiten, 
zu  decken.  In  Wirklichkeit  ist  es  keine  Ueberschreitung 
der  Gesamtausgaben,  weil  nur  eine  Veränderung  in  der 
Bestimmung  der  Ausgaben  eingetreten  ist.  Es  ist  aber  doch 
ein  willkürlicher  Gebrauch  von  Einnahmen,  über  welche  die 
Regierung  ohne  die  rechtzeitige  Kontrolle  des  Parlaments 
verfügt,  und  wozu  das  Parlament  seine  Zustimmung  gibt, 
nachdem  es  sich  schon  vor  einer  vollendeten  Tatsache  be- 
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findet.  So  hatte  man  im  Jahre  1905/06  zu  diesem  Zweck 
18  313  434  Frcs.  aufgehobene  Kredite  gebraucht.  Ein  anderes 
Mittel,  die  Ausgaben  zu  überschreiten,  ist:  man  macht  Aus¬ 
gaben  ohne  Rechtfertigungsakten  aus  den  vorhandenen  Fonds 
der  Staatskasse  und  man  deckt  sie  aus  den  Ueberschüssen, 
mit  denen  die  Finanzgebarung  schließt.  So  wurden  aus  den 
Ueberschüssen  Ausgaben  gedeckt  für  Schulden  vergangener 
Finanzgebarungen,  für  die  keine  Kredite  im  Budget  be¬ 
stimmt  wurden,  oder  für  votierte  Kredite,  die  nicht  genügend 
gewesen  waren,  im  Jahre  1906/07  12  620  212  Frcs. 

Insgesamt  wurden  aus  annullierten  Krediten  und  aus 
Ueberschüssen  verwendet  für  Ausgaben,  über  die  die  Re¬ 
gierung  allein  bestimmt  hat,  im  Jahre  1905/06  24  350  626; 
1906/07  19  9916  641  Frcs. 

Selbst  der  Rechnungshof  bemerkt  in  dem  Memorandum 
über  die  Konten  des  Staatsschatzes  des  Jahres  1903/04,  daß 
das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  gegen  das  Gesetz 
verstoßen  habe,  weil  nach  dem  Gesetz  die  Anlagen  für  Be¬ 
soldung  des  Personals  auf  keinen  Fall  vergrößert  werden 
können,  ebensowenig  wie  Ueberweisungen  zwischen  den 
Summen,  die  für  das  Personal  und  das  Material  bestimmt 
wurden,  statthaft  sind,  gegen  welche  Bestimmungen  der 
Minister  ebenfalls  gefehlt  hat. 

Wir  halten  es  für  nötig,  einiges  über  die  xMaßregeln, 
die  in  der  Vergangenheit  gegen  die  Ueberschreitungen  der 
Kredite  ergriffen  wurden,  nämlich  durch  das  „Regulament 
organic  1832“,  als  auch  der  erste  Staatshaushalt  in  den 
Donaufürstentümern  eingeführt  wurde,  zu  sagen. 

Die  Ueberschreitungen  werden  gedeckt  aus  den  Mitteln 
einer  Vorratskasse,  die  auch  zu  diesem  Zwecke  bestimmt  war. 
Die  Hauptaufgabe  dieser  Kasse  war: 

1.  die  Ausfälle  der  Einnahmen  zu  decken,  die  aus  irgend¬ 
einer  Ursache  im  Laufe  des  Jahres  nicht  erzielt  wurden,  und 

2.  die  außerordentlichen  Ausgaben,  die  im  Interesse 
der  Gemeinschaft  gemacht  werden,  zu  bestreiten.  Die  Vor- 
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ratskasse  wurde  gebildet  durch  einen  einmaligen  Fonds  von 
1  665  552  Frcs.,  durch  alle  Ueberschüsse  über  die  veran¬ 
schlagten  Einnahmen,  durch  Ersparnisse  und  unverbrauchte 
Ausgaben,  die  nach  dem  jetzigen  Gesetz  annulliert  sein 
müssen,  um  andere  Benutzung  zu  finden11. 

Andere  Versuche,  die  Ueberschreitung  der  Ausgaben  zu 
verhindern,  sind  im  Jahre  1877  von  dem  damaligen  Finanz- 
minister  D.  Stürza  versucht  worden.  Er  äußerte  sich  in  bezug 
auf  diese  Frage:  „Lange  Zeit  hatte  die  Regierung  Er¬ 
gänzungskredite  aus  eigener  Initiative  über  die  Summen  hin¬ 
aus,  die  im  Bugdet  für  diese  Zwecke  bestimmt  wurden, 
verausgabt.  In  einem  Jahre  betrugen  die  Ergänzungskredite 
24  Millionen,  während  die  dafür  im  Budget  bestimmte  Summe 
nur  2  Millionen  groß  war.  Das  war  eine  direkte  Ueber- 
tretung  des  Gesetzes,  wogegen  man  Maßregeln  ergreifen 
mußte12“ 


11.  Bei  dieser  Gelegenheit  wollen  wir  mitteilen,  daß  im  Jahre 
1905  auch  ein  Vorratsfonds  des  Staatsschatzes  geschaffen  wurde, 
der  aber  noch  nicht  von  der  Staatskasse  getrennt  ist,  und  noch  nicht 
selbständig  verwaltet  wird  (Gesetz  vom  15.  Mai  1905).  Er  wird 
gebildet  durch  eine  Summe  von  3  022  451  Frcs.,  die  aus  den  Ueber- 
schüssen  der  vergangenen  Finanzgebarungen  geblieben  ist;  durch 
3  Millionen  aus  dem  U eberschuß  des  Jahres  1903/04;  durch  15  °/0 
von  allen  zukünftigen  Ueberschüssen.  Dieser  Reservefonds  betrug 
am  30.  September  1908  26  857  006.86  (Die  finanzielle  Lage  des  Staates 
1908). 

Er  ist  dazu  bestimmt,  mögliche  Ausfälle  zu  decken.  In  der 
Parlamentssession  1909/10  wurde  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt,  durch 
den  der  Reservefonds  von  der  Staatskasse  getrennt  und  zu  der  Caisse 
des  depots  des  Consignations  geschlagen  wird,  zwecks  Ankaufs 
rumänischer  Staatspapiere,  um  eventuell  damit  auch  Börsengeschäfte 
zu  machen.  Die  Regierung  kann  über  diese  Summen  nicht  verfügen, 
ohne  daß  ein  hierauf  bezügliches  Gesetz  vom  Parlament  votiert  ist. 
Dann  übergibt  die  Caisse  des  depots  Staatspapiere  in  Höhe  der 
Summe,  die  das  Gesetz  enthält,  der  Regierung,  die  sie  nach  Zeit 
und  Umständen  verwenden  wird. 

12.  Parlamentsverhandlungen,  11.  Febr.  1877. 
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Das  von  Stürza  vo ^geschlagene  Gesetz  bestimmte,  daß 
durch  Budget  rectificativ  die  Ausgaben,  die  im  Haushalte 
enthalten  sind,  nicht  überschritten  werden  können.  Wenn  die 
Regierung  einen  Ergänzungskredit  verlangt,  der  durch  eine 
Ersparnis  oder  eine  Annullation  des  laufenden  Jahres  ge¬ 
deckt  werden  soll,  so  müssen  die  Deckungsmittel  in  der 
Gesetzesvorlage  angegeben  sein.  Die  Gesetze  über  Er¬ 
gänzungskredite  müssen  auch  die  Unterschrift  des  Finanz¬ 
ministers  haben.  Diese  Maßregel  ist  erklärlich,  weil  dadurch 
die  Kontrolle  des  Finanzministers  nachdrücklicher  wird. 

Eine  andere  Frage,  die  behandelt  werden  muß,  und  die 
auch  zur  Vorbereitung  des  Budgets  gehört,  ist  die  Ein¬ 
teilung  des  Staatshaushaltes  in  Ordinarien  und  Extra¬ 
ordinarien.  Diese  Einteilung  ist  in  vielen  Staaten  auf  Wider¬ 
stand  gestoßen.  Wir  wollen  nicht  noch  einmal  einer  solchen 
Einteilung,  die  wir  in  dem  Abschnitt  „Zur  Theorie  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs“  behandelt  haben,  das  Wort 
reden,  sie  ist  und  bleibt  ein  gutes  Mittel,  um  chronische 
Defizite  in  einer  Finanzwirtschaft  zu  ersparen.  Sie  wurde 
aber  in  Frankreich  mißbraucht,  so  daß  die  ganze  Einteilung 
in  Verruf  gebracht  wurde.  Unter  der  Juliregierung  begannen 
die  extraordinären  Budgets  ständig  zu  werden. 

Das  Gesetz  von  1833  bestimmte:  „II  sera  cree,  en  dehors 
du  budget  ordinaire  de  BEtat  un  fonds  extraordinaire  destine 
ä  Bexecution  des  travaux  pubiiques,“ 

Der  größte  Vorwurf,  den  man  gegen  diese  Einteilung 
machte,  war,  daß  es  ein  Mittel  war,  das  Anschwellen  des 
Haushalts  zu  verdecken,  weil  Ausgaben,  die  dem  Ordinarium 
angehörten,  dem  Extraordinarium  überwiesen  wurden.  Im 
Laufe  der  Zeit  hatte  man  Versuche  gemacht,  die  beiden  Teile 
des  Budgets  zu  vereinigen,  bis  das  Gesetz  von  1890  das 
Extraordinarium  vollkommen  beseitigte,  so  daß  jetzt  auch 
die  Ausgaben,  die.  einen  außerordentlichen  Charakter  haben, 
in  den  ordentlichen  Ausgaben  einbegriffen  sind.  In  Deutsch¬ 
land  sind  die  Ausgaben  für  das  Reich  in  fortdauernde,  ein- 
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malige  und  außerordentliche  geteilt.  Der  Vorwurf,  den  man 
einer  solchen  Einteilung  macht,  ist,  daßi  die  Einheit  des 
Haushaltes  gestört  wird.  Dieser  Einwand  trifft  nicht  zu, 
weil  zuletzt  alle  Summen  addiert  werden  und  die  einmaligen 
Ausgaben  einen  Teil  des  Ordinariums  sind.  In  Preußen 
existiert  auch  ein  Extraordinarium,  das  aber  nicht  wie  im 
Reich  fast  nur  durch  Anleihen  gedeckt  ist,  sondern  fast  immer 
durch  Ueberschüsse  der  ordentlichen  Einnahmen  über  die 
Ausgaben,  so  daß  ein  fester  Zusammenhang  zwischen  den 
beiden  Teilen  des  Budgets  vorhanden  ist.  In  Rußland  besteht 
auch  eine  solche  Einteilung,  die  die  Einheit  des  Budgets 
wahrt. 

In  Belgien  ist  diese  Einteilung  auch  benutzt,  aber  auch 
mißbraucht,  weil  dem  Extraordinarium  Ausgaben  zuge¬ 
rechnet  werden,  die  den  Charakter  von  ordentlichen  haben. 
Um  Mißbrauch  zu  beseitigen,  hatte  man  1895  dem  Ordi- 
narium  einen  Abschnitt  angelehnt,  mit  Ausgaben,  die  aus¬ 
nahmsweise  Vorkommen,  und  das  Extraordinarium  sollte  nur 
die  Ausgaben  enthalten,  welche  zur  Vergrößerung  des  be¬ 
stehenden  Kapitals  der  Staatswirtschaft  benutzt  werden. 

In  Rumänien  ist  eine  solche  Einteilung  des  Budgets  nicht 
vorhanden.  Alle  die  Ausgaben,  die  einen  außerordentlichen 
Charakter  haben,  sind  in  der  Gesamtsumme  der  ordent¬ 
lichen  einbegriffen.  Nur  eine  kleine  Summe  ist  jährlich  zur 
Erfüllung  unvorhergesehener  Ausgaben  bestimmt.  Dadurch 
ist  es  auch  sehr  schwer,  eine  richtige  Würdigung  von  Aus¬ 
fällen  zu  erzielen.  Angegeben  sei  noch  die  Tatsache,  daß 
auch  die  Einnahmen,  die  einen  außerordentlichen  Charakter 
haben,  wie  die  aus  Veräußerung  von  Staatsvermögen,  unter 
die  ordentlichen  Einnahmen  gerechnet  sind.  Der  ehemalige 
Finanzminister  Tacke  Ionescu  äußerte  sich  folgender¬ 
maßen  :  „Die  Ursachen  des  Defizits  waren  das  fortdauernde 
Wachsen  der  ordentlichen  Ausgaben  in  der  Periode  1874/99, 
ohne  das  respektive  Wachsen  der  ordentlichen  Einnahmen, 
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Mißernten  und  der  Fehler,  daß  man  durch  ordentliche  Ein¬ 
nahmen  außerordentliche  Ausgaben  gedeckt  hat13’". 

Der  Begründer  des  Finanzgesetzes  des  Jahres  1904, 
Vintila  Bratianu,  empfiehlt,  um  fürs  erste  eine  größere  Ord¬ 
nung  im  Staatshaushalt  zu  erzielen,  daß,  die  Einnahmen  aus 
Veräußerungen  zu  den  außerordentlichen  Einnahmen  ge¬ 
rechnet  werden.  Es  wäre  sehr  geeignet,  die  Einteilung  des 
Budgets  in  Ordinarium  und  Extraordinarium  vorzunehmen, 
um  die  Ueberschüsse  des  Ordinariums  zur  Deckung  des 
Extraordinariums  zu  benutzen.  In  Rumänien  macht  man, 
wie  wir  im  Laufe  dieser  Arbeit  hervorgehoben  haben,  eine 
Budgetpolitik,  die  mit  großen  Überschüssen  schließt,  und  die 
durch  die  konkrete  Lage  der  Volkswirtschaft  bestimmt  wird. 

Wir  möchten,  um  eine  rationelle  Gliederung  des 
rumänischen  Finanzbedarfs  zu  erreichen,  folgendes  Schema 
empfehlen14 : 


Ordentlicher  Etat. 

Ausgaben.  Einnahmen. 

Eigentliche  Staatsausgabe  (voll-  Ordentliche  Einnahme, 
ständig). 

Ausgabe. 

oder  von  der  eigentlichen  Staats¬ 
ausgabe: 

1)  Normalerfordernis  (ganz) 

2)  Staatswirtschaftliche  Kapital¬ 
anlage  (ganz  oder  welcher  Teil, 
oder  garnichts.) 

3)  Außerordentliche  Ausgabe 
(ganz,  oder  welcher  Teil,  oder 
garnichts). 

Ausgabe  und  Einnahme  sollen  sich  wenn  möglich  decken.  Ein 
etwaiges  Defizit  oder  ein  Ueberschuß  wird  auf  den  zweiten  Etat 
derselben  Finanzperiode,  sowohl  im  Voranschläge  wie  im 
Gebarungsausweise,  übertragen. 


13.  Parlamentsverhandlg.,  15.  Okt.  1899. 

14.  Adolf  Wagner,  Ordnung  des  österr.  Staatshaushalts. 
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Zweiter  oder  außerordentlicher  Etat. 

Ausgabe. 

1)  Defizit  des  ersten  Etats  (ganz). 

2)  Staatswirtsch.  Kapitalanlage 
(ganz,  teilweise,  garnichts). 

3)  Außerordentliche  Ausgabe  (dgl.) 

4)  Privatwirtschaft!.  Kapitalanlage 
(ganz). 

5)  Kontraktliche  Schuldentilgung 
(ganz). 

6)  Fundierung  schwebender  Schul¬ 
den  (Depotvorschüsse,  Bank¬ 
schulden,  Münzscheine,  Salinen¬ 
scheine,  Grundentlastungsgelder 
u.  dgl.  mehr). 

Ausgaben  und  Einnahmen  sollen  sich  im  Voranschlag  stets  decken; 
ein  Defizit  oder  ein  Ueberschuß  in  der  Gebarung  ist  auf  den  zweiten 
Etat  der  nächsten  Finanzperiode  zu  übertragen15. 

2.  Votier  u  n  g  d  e  s  Budgets. 

Das  rumänische  Budget  wird  nach  der  Vorbereitung 
dem  Parlamente  voigelegt,  es  besteht  aus  drei  Teilen: 

1.  Einer  Darstellung  der  Lage  der  Volkswirtschaft  und 
der  Finanzen  und  einer  Untersuchung,  wie  das 
Gleichgewicht  herzustellen  sei, 

2.  dem  eigentlichen  Staatshaushalt, 

3.  den  Rechtfertigungsakten  und  den  Adnexen. 

Das  Parlament  schickt  das  Budget,  bevor  es  zur  Er¬ 
örterung  gelangt,  der  Budgetkommission  zur  Untersuchung, 
die  für  jede  Session  neu  gewählt  wird.  Diese  Kommission 
zerfällt  in  soviel  Unterkommissionen,  als  Ministerien  vor¬ 
handen  sind.  Jede  Abteilung  hat  einen  Berichterstatter,  und 
alle  Berichte  werden  dem  Vorsteher  der  Kommission  ge¬ 
schickt,  der  dann  die  Begründung  des  Budgets  aufstellt. 


15.  Ad.  Wagner,  Die  Ordnung  des  österr,  Staatshaushaltes, 
Wien,  1863.  S.  131. 


Einnahme. 

1)  Ueberschuß  des  ersten  Etats 
(ganz). 

2)  Veräußerung  von  Staatseigen¬ 
tum. 

3)  Anleihen,  (schwebende  und  fun¬ 
dierte  Schulden  oder  Schatz¬ 
schein-  und  Rentenschuld. 
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Die  Kommission  stützt  sich  in  ihrer  Untersuchung  entweder 
auf  die  Rechtfertigungsakten  oder  auf  direkte  Erkundigungen 
bei  den  Ministerien.  Die  Diskussion  bezieht  sich,  wie  bei 
jedem  Gesetz,  erstens  auf  das  Gesetz  im  allgemeinen  und 
zweitens  auf  die  einzelnen  Kapitel.  Die  Votierung  kann  auf 
zwei  Arten  erfolgen:  die  Votierung  en  bloc  oder  die 
Votierung  von  Ministerien,  Sektionen  und  Kapiteln.  Die 
letzte  Methode  ist  in  Rumänien  in  Kraft  und  hat  den 
Vorzug,  daß  die  Verfügungen  der  Minister  beschränkt 
und  keine  unerlaubten  Uebertragungen  möglich  sind.  Nach 
der  Votierung  wird  der  Staatshaushalt  öffentlich  bekannt 
gemacht  und  tritt  damit  in  die  Phase  der  Vollziehung.  In 
diesem  Zusammenhänge  muß  auch  die  Frage  behandelt 
werden,  ob  das  Parlament  das  Recht  hat,  das  ihm  von  der 
Regierung  vorgelegte  Budget  zu  verändern  und  aus  eigener 
Initiative  die  Ausgaben  zu  vergrößern.  Die  Abgeordneten 
sind  sehr  oft  gezwungen,  unter  dem  Einfluß  der  Wähler 
Vergrößerungen  der  Kredite  von  dem  Parlamente  zu  ver¬ 
langen,  so  daß  es  häufig,  wie  in  Frankreich,  zu  großen 
Ueberschreitungen  des  Budgets  kommt.  Das  veranlaßte  dort 
im  Jahre  1900  den  Gesetzentwurf  des  damaligen  Finanz¬ 
ministers  Ribot,  der  den  Abgeordneten  Zusatzanträge  verbot, 
nachdem  einmal  das  Budget  dem  Parlamente  von  der  Re¬ 
gierung  zur  Votierung  vorgelegt  wäre.  In  Rumänien  zwang 
im  Jahre  1900  dieselbe  Lage  zu  einem  Gesetz,  welches  be¬ 
stimmte,  daß,  falls  ein  Abgeordneter  eine  Krediterhöhung 
verlange,  er  auch  die  Mittel  und  Wege  zeige,  wie  er  sich 
die  Deckung  dieser  neuen  Ausgaben  denke. 

3.  Vollzug  des  Budgets. 

Um  das  Budget  anzuwenden,  sind  Verordnungen  der 
verschiedenen  Organe  an  bestimmte  Vollzugsbehörden  nötig, 
die  die  Einnahmen  des  Staates  in  Empfang  nehmen.  Diese 
Anordnungen  sind  bestimmten  Regeln  unterstellt,  die  sich 
in  drei  Abteilungen  zerlegen  lassen :  Zahlungs-,  Kassen-  und 
Rechnungswesen,,  Das  Anweisungsrecht  ist  in  Rumänien  in 
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dem  Comptabilitätsgesetz,  Art.  89 — 104,  enthalten.  Keine  Aus¬ 
gabe  kann  auf  Rechnung  des  Staates  gemacht  werden,  ohne 
eine  bestimmte  Anweisung  des  Ministers,  zu  dessen  Gunsten 
die  Ausgabe  gemacht  wird.  Eine  Ausnahme  machen  nur 
die  Kupons  und  Ti lgungs summen  der  Staatspapiere,  die 
gegen  Präsentierung  auf  der  Stelle  bezahlt  werden.  Die 
Anweisungen  werden  direkt  vom  Minister  oder  von  einer 
zu  diesem  Zweck  beauftragten  Person  gegeben.  Jede  An¬ 
weisung  muß  sich,  um  bezahlt  zu  werden,  auf  einen  Kredit 
beziehen  und  soll  die  monatliche  Einteilung  der  Fonds  nicht 
überschreiten.  Die  Anweisungen  müssen  die  Finanzgebarung, 
über  welche  der  beauftragte  Anweiser  zu  verfügen  hat,  ent¬ 
halten.  Jede  derselben  muß  von  dem  Minister  oder  dem 
beauftragten  Beamten  unterschrieben  sein.  Eine  Anweisung 
kann  sich  nicht  auf  mehrere  Staatskassen  zur  Zahlung  ver¬ 
pflichten.  Das  Recht  einer  beauftragten  Person  zur  An¬ 
weisung  kann  sich  aber  auf  mehrere  Kapitel  und  Staats¬ 
kassen  beziehen.  Die  Anweiser  dürfen  auf  keinen  Fall  die 
Summen  überschreiten  und  Uebertragungen  vollziehen.  Die 
Anweiser  sind  verantwortlich  für  alle  Ausgaben,  die  gesetz¬ 
widrig  gemacht  werden.  Kein  Mandat  darf  von  irgendeiner 
Staatskasse  bezahlt  werden,  ohne  von  Rechtfertigungsakten 
begleitet  zu  sein,  und  ohne  die  Zahlung  einer  Schuld  des 
Staates,  die  regelmäßig  kontrahiert  ist,  zu  bezwecken.  Alle 
Anweisungen  der  verschiedenen  Ministerien  werden  dem 
Finanzministerium  gesandt,  nämlich  der  Comptabilitäts- 
abteilung,  mit  Auszügen  aus  den  Rechtfertigungsakten,  um 
die  Kontrolle  auszuführen.  Wenn  die  Kontrolle  vollzogen 
ist,  die  votierten  Kredite  nicht  überschritten  sind  und  keine 
Uebertragung  stattgefunden  hat,  werden  sie  gebucht,  mit 
den  Worten  „Gut  für  Zahlung“  versehen  und  der  betreffen¬ 
den  Kasse,  die  die  Zahlung  zu  leisten  hat,  geschickt. 

Wenn  im  Laufe  einer  Finanzgebarung  aus  irgendeiner 
Ursache  eine  Zahlungsanweisung  annulliert  wird,  wird  dies 
von  dem  Anweiser  der  Comptabilitätsdirektion  dem  Finanz- 
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ministerium  mitgeteilt,  um  die  Zahlungsurkunden  von  den 
angewiesenen  Staatskassen  zurückzuziehen.  Die  Zahlungs¬ 
anweisungen  können  nur  ganz  annulliert  werden,  während 
das  Delegationsrecht  und  das  Recht,  die  Anweisungsfunktion 
auszuüben,  auch  teilweise  annulliert  werden  können.  Dann 
teilt  die  Comptabilitätsdirektion  dem  Bezirkskassierer  die 
Summen  mit,  über  welche  die  Anweiser  noch  zu  verfügen 
haben. 

Die  Zahlung:  Alle  die  angewiesenen  Summen 
werden  von  den  Staatskassen  bezahlt.  Die  Verwalter  der 
Staatskassen  sind,  bevor  sie  die  Zahlung  leisten,  verpflichtet, 
sich  zu  überzeugen : 

1.  Ob  die  Staatskasse  eine  Anzeige,  die  Zahlung  zu 
leisten,  vom  Finanzministerium  oder  dem  Anweiser  be¬ 
kommen  hat. 

2.  Ob  die  Summe,  über  die  der  Anweiser  zu  bestimmen 
hat,  nicht  überschritten  wurde. 

3.  Ob  die  Rechtfertigungsakten  in  Ordnung  sind. 

4.  Ob  der  Besitzer  des  Mandats  sich  legitimieren  kann. 
Letzterer  muß  auch  den  Empfang  der  Summe  durch  seine 
Unterschrift  bestätigen. 

Die  Verwalter  können  die  Zahlung  verweigern: 

1.  Wenn  der  Präsentant  nicht  die  richtige  Person  ist, 
oder  keinen  Auftrag  für  eine  andere  hat. 

2.  Wenn  die  Rechtfertigungsakten  fehlen. 

3.  Wenn  die  Rechtfertigungsakten  nicht  mit  der  An¬ 
weisung  übereinstimmen. 

4.  Wenn  die  Anzeige,  die  Zahlung  zu  leisten,  nicht  in 
Einklang  mit  der  Anweisung  steht. 

5.  Wenn  durch  die  Anweisung  die  Summen,  über  welche 
der  Anweiser  zu  verfügen  hat,  überschritten  werden.  Auf 
alle  Fälle  muß  der  Verwalter  einen  Beweisschein  heraus¬ 
geben,  auf  dem  er  die  Ursachen,  weswegen  er  die  Zahlung 
verweigert,  mitteilen,  und  den  er  dem  Besitzer  und  dem 
Finanzminister  schicken  muß. 
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Wenn  trotzdem  der  An  weiser  befiehlt,  daß  die  Zahlung 
gemacht  werde,  muß  sich  der  Verwalter  fügen,  aber  eine 
Kopie  des  Befehls  und  die  Anweisung  dem  Finanzministerium 
schicken.  Die  Anweiser  können  keine  Zahlung  befehlen, 
wenn  die  Summe  überschritten  ist,  über  welche  zu  verfügen 
gewesen  ist,  und  die  Staatskasse  keine  Anzeige  vom  Finanz¬ 
ministerium  bekommen  hatte,  die  Zahlung  zu  leisten. 

4.  Die  Kontrolle. 

Die  Kontrolle  kann  nach  den  Aufgaben,  die  ihr  gestellt 
sind,  in  Kassen-  und  Rechnungskontrolle,  administrative  oder 
Verwaltungskontrolle  und  politische  Kontrolle  eingeteilt  sein. 
Die  Kassenkontrolle  bezieht  sich  auf  die  Uebereinstimmung 
zwischen  Kassenbeständen  und  Rechnungsbüchern,  die  Rech¬ 
nungskontrolle  erstreckt  sich  auf  die  Verrechner  und  be¬ 
zweckt,  die  Richtigkeit  der  Kalkulation,  die  Uebereinstim¬ 
mung  der  Anweisungen  mit  den  in  den  Büchern  einge¬ 
tragenen  Summen  festzustellen.  Die  Verwaltungskontrolle 
erstreckt  sich  auf  die  Anweiser  und  untersucht,  ob  die 
Anweisungen  in  den  Grenzen  der  Gesetzesvorschriften  ge¬ 
macht  sind. 

Die  Staats-  oder  politische  Kontrolle  bedeutet  das  Recht, 
durch  das  Parlament  die  vollziehende  Gewalt  zu  kontrollieren. 
Diese  Kontrolle  bezweckt,  die  Uebereinstimmung  zwischen 
dem  Voranschlag  und  dessen  Ausführung  oder  die  Ab¬ 
weichungen  zu  konstatieren,  die  Schuldigen  festzustellen  und 
im  Falle  fehlerhafter  Gesetzgebung  Besserung  zu  beantragen. 
Im  rumänischen  Staatshaushalt  teilt  sich  die  Kontrolle  über¬ 
haupt  in  die  vom  Finanzministerium  ausgeübte,  die  teilweise 
die  Kassen-  und  Rechnungskontrolle  ist,  in  die  Verwaltungs¬ 
kontrolle  ob  ante  oder  visa  Kontrolle,  von  der  Comptabilitäts- 
direktion  im  Finanzministerium  ausgeübt,  und  ferner  in  die 
nachträgliche  Kontrolle,  die  von  dem  Oberrechnungshof  aus¬ 
geübt  wird  und  die  politische  Kontrolle  vorbereitet.  Schließ¬ 
lich  die  politische  Kontrolle. 
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Die  Kontrolle,  die  das  Finanzministerium  selbst  voll¬ 
zieht,  besteht  aus  der  periodischen  Aufstellung  der  Lage  der 
Geschäfte  aus  Inspektionen  der  Kassen,  die  an  Ort  und  Stelle 
von  speziell  beauftragten  Beamten  gemacht  werden.  Die 
Visakontrolle  wird  von  der  Comptabilitätsdirektion  ausgeübt 
und  hat  die  folgenden  Geschäfte  zu  erfüllen : 

1.  In  den  allgemeinen  Büchern  der  Finanzen  alle  Ge¬ 
schäfte,  die  sich  auf  Ausgaben  und  Einnahmen  beziehen, 
zu  zentralisieren. 

2.  Zu  beaufsichtigen,  ob  die  Buchführung  der 
Ministerien  mit  derjenigen  in  den  allgemeinen  Büchern  der 
Finanzen  des  Staates  übereinstimmt,  und  in  derselben  Weise 
auch  die  Zentralstaatskasse  zu  kontrollieren. 

3.  Die  Visakontrolle  aller  Anweisungen  der  ver¬ 
schiedenen  Ministerien.  Alle  die  Ausgaben  und  Recht¬ 
fertigungsakten  werden  nachher  dem  Oberrechnungshof  ge¬ 
schickt,  der  die  letzte  Kontrolle  vollzieht,  um  dann  die 
definitiven  Konten  der  Finanzen  zu  rechtfertigen,  auf  welche 
sich  die  politische  Kontrolle  stützen  wird. 

Der  Oberrechnungshof  in  der  jetzigen  Gestaltung  wurde 
in  Rumänien  im  Jahre  1864  eingeführt.  Vorher  gab  es  auch 
solche  Institutionen  in  der  Organisation  der  Finanzen  des 
Staates.  Im  Jahre  1829  findet  man  in  dem  Fürstentum  Moldau 
einen  Verwaltungshof  (Consiliu  Administrativ),  der  alle  drei 
Monate  verpflichtet  war,  die  Lage  der  Staatsfinanzen  zu 
untersuchen,  um  nachher  dem  Fürsten  einen  Bericht  darüber 
zu  erstatten. 

1832  hat  das  organische  Reglement  eine  solche  In¬ 
stitution  eingeführt,  mit  den  Attributionen  des  jetzigen  Ober¬ 
rechnungshofes.  Im  Jahre  1859,  nach  der  Vereinigung  der 
beiden  Fürstentümer,  hatte  man  ein  Kontrollministerium  ein¬ 
geführt,  das  bis  1864  gedauert  hat,  um  durch  den  Ober¬ 
rechnungshof  in  der  jetzigen  Gestaltung  ersetzt  zu  werden. 

Nach  dem  Art.  15  des  Gesetzes  über  den  R.  O.  R.  H. 
hat  dieser  die  Aufgabe,  alle  Konten  des  Finanzministeriums 
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zu  untersuchen.  Der  Oberrechnungshof  bestätigt,  ob  die 
Ausgaben  die  dazu  bestimmten  Kredite  überschritten  haben, 
Die  letzten  Ergebnisse  stellt  er  dar  in  einem  Bericht,  der 
dem  Finanzministerium  geschickt  wird,  um  die  letzte  An¬ 
ordnung  des  Budgets  zu  vollziehen. 

5.  Letzte  Anordnu  n  g  d  e  s  Budgets. 

Die  definitive  Anordnung  des  Budgets  findet  durch  ein 
Gesetz  statt,  das  dem  Parlament  spätestens  6  Monate,  nach¬ 
dem  der  Oberrechnungshof  seine  Deklaration  über  Ueber- 
einstimmung  der  Ausgaben  mit  dem  Budget  gegeben  hat, 
vorgelegt  wird.  Das  ist  die  letzte  Form  der  politischen 
Kontrolle  in  der  Entwicklung  des  Budgets. 

Das  Gesetz  des  Finanzministeriums,  das  dem  Parlament 
vorgelegt  wird,  ist  begleitet: 

1.  Von  der  Uebereinstimmungsdeklaration  des  Rech¬ 
nungshofes,  in  der  die  Bemerkungen  über  die  Fehler  und 
die  Besserungsmittel  der  finanziellen  Gesetzgebung  gemacht 
sind. 

2.  Von  der  Generalrechnung  des  Budgets,  die  gebildet 
wird  von : 

a)  den  Einnahmen  des  Staates, 

aa)  Veranschlagungen, 
bb)  erzielte  Einnahmen, 

cc)  Summen,  die  zum  Schlüsse  der  Finanzgebarung 
noch  zu  vereinnahmen  geblieben  sind, 

b)  den  Ausgaben  nach  Ministerien  geordnet, 

c)  der  Entwicklung  der  Einnahmen  von  den  Veran¬ 
schlagungen  bis  zu  den  erzielten  Summen. 

3.  Von  den  Rechnungen  der  Ministerien,  die  über  jeden 
Artikel  des  Budgets  aufgestellt  sind,  und  die  gebildet  werden : 

a)  aus  den  definitiv  votierten  Krediten, 

b)  den  Zahlungen  im  Laufe  der  Finanzgebarung, 

c)  den  Zahlungen,  die  am  Schlüsse  noch  zu  machen  sind, 
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d)  den  am  Schlüsse  der  Finanzgebarung  annullierten 
Krediten. 

Das  Gesetz  ist  noch  von  einem  Vergleich  zwischen  Ein¬ 
nahmen  und  Ausgaben  derjenigen  Finanzperiode,  die  zum 
Abschluß  gebracht  werden  soll,  mit  der  vorhergegangenen 
begleitet,  der  die  Ursachen  der  Differenzen  zeigt.  Das 
Parlament  stützt  sich  auf  alle  diese  Rechtfertigungsakten, 
um  definitiv  die  Finanzepoche  zum  Abschluß  zu  bringen. 
Damit  vollzieht  sich  der  letzte  Akt  in  der  Entwicklung  des 
rumänischen  Staatshaushalts. 


Nachtrag  zu  S.  35  Zeile  19:  Seit  1907  sind  die  5%  auf  41/* 
herabgesetzt  für  den  Grundbesitz  bis  10  ha. 
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